
R
o

s
a

 L
u

x
e

m
b

u
R

g
 s

t
if

t
u

n
g

PaPeRs

aRne C. seifeRt

Wie stabiL ist 
ZentRaLasien?

PoLitisCHe PRoZesse in DeR Region  
unD Die HeimtÜCKen DeR KRitiK  

am autoRitaRismus

CORE Metadata, citation and similar papers at core.ac.uk

Provided by eDoc.VifaPol

https://core.ac.uk/display/71742591?utm_source=pdf&utm_medium=banner&utm_campaign=pdf-decoration-v1


 

 

 

 

 

 

 

 

 

ARNE C. SEIFERT 

WIE STABIL IST ZENTRALASIEN? 

POLITISCHE PROZESSE IN DER REGION  

UND DIE HEIMTÜCKEN DER KRITIK AM AUTORITARISMUS 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

 

REIHE PAPERS 

ROSA-LUXEMBURG-STIFTUNG 



	  

	   2	  

Die Leserin und den Leser erwarten zunächst Anmerkungen über die Ab-

sichten und die methodische Anlage der Analyse. Danach folgen Betrach-

tungen zur Autoritarismus-Kritik und der Theorie vom «demokratischen 

Frieden». In einem Hauptteil werden die politischen Prozesse in Zentrala-

sien dargestellt und es wird auf die Frage nach der politischen Stabilität der 

Region eingegangen. Abschließend folgen Thesen für eine Positionsbe-

stimmung zum Umgang mit dem Autoritarismusproblem.  
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Vorwort 

 

Die Tatsache, dass die politischen Regime Zentralasiens als polizeistaatlich gestützte 

Monolithen erscheinen, kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie sich auf eine 

nur schmale gesellschaftliche Basis stützen können. Die Interessen von politischer 

Gemeinschaft und politischen Herrschaftsträgern klaffen zunehmend auseinander.  

Das ist der Akkumulation konfliktrelevanter Entwicklungsdefizite und Krisenmerk-

male in den Jahren seit der Unabhängigkeit der jungen Staaten geschuldet. Vor al-

lem sind das hohe sozio-ökonomische Ungerechtigkeit; starkes Auseinanderdriften 

von Arm und Reich; soziale Ausgrenzung und Perspektivlosigkeit; Fehlen oder Un-

terentwicklung sozialer Sicherungssysteme; Korruption; Jugendprobleme, insbe-

sondere Jugendarbeitslosigkeit; geringe Beschäftigungs- und Bildungsmöglichkei-

ten; unzureichender Zugang zu sozialen und kommunalen Netzwerken und Aktivitä-

ten; politische Ausgrenzung der Bevölkerungsmehrheit; Zerbrechlichkeit der politi-

schen Systeme. 

Obgleich infolgedessen von einer latenten Krise der politischen Regime gesprochen 

werden kann, haben die inneren Widersprüche sich noch nicht zu Totalität und un-

mittelbarem Handlungsantrieb einer nachdrücklichen Oppositionskraft verdichtet, 

wie in nahöstlichen Beispielen. Unter Gesichtspunkten ziviler Konfliktprävention 

zeichnen sich jedoch in der zentralasiatischen Nachbarschaft innere Antagonismen 

und ein vorstellbares Umschlagen in Gewalt ab. Ein solcher, zunächst noch hypo-

thetischer Kontext impliziert, Schlussfolgerungen aus dem eskalierenden Umgang 

mit begrenzten oder begrenzbaren politischen Konfliktkonstellationen in Nahost zu 

ziehen, der in katastrophale Bürgerkriege mündete. Zumindest die Europäer sollten 

das in Eurasien nicht zulassen.  

Die Leserin und den Leser erwarten zunächst Anmerkungen über die Absichten und 

die methodische Anlage der Analyse. Danach folgen Betrachtungen zur Autorita-

rismus-Kritik und der Theorie vom «demokratischen Frieden». In einem Hauptteil 

werden die politischen Prozesse in Zentralasien dargestellt und es wird auf die Fra-

ge nach der politischen Stabilität der Region eingegangen. Abschließend folgen 

Thesen für eine Positionsbestimmung zum Umgang mit dem Autoritarismusprob-

lem.  

 

1 Anlage der Analyse, Absichten und methodischer Ansatz 

 

Die Analyse fasst übereinstimmende Merkmale des politischen Prozesses in vier 

Staaten  – Kasachstan, Kirgisistan, Tadschikistan und Usbekistan – zusammen. Die 

dazu erforderlichen Länderrecherchen fertigten WissenschaftlerInnen und politische 
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PraktikerInnen auf dem Gebiet der Transformationsprozesse aus diesen Ländern an. 

Sie bilden gemeinsam mit dem Zentrum für Strategische und Politische Studien 

(Orientinstitut der Russischen Akademie der Wissenschaften) sowie der Rosa-

Luxemburg-Stiftung die Arbeitsgruppe Zentralasien des Moskauer Regionalbüros 

der Stiftung.1 Die empirischen Untersuchungskriterien sowie die Analysen zu den 

politischen Prozessen wurden 2010/11miteinander erarbeitet.2 

 

Es verdient festgehalten zu werden, dass alle Mitwirkenden der Arbeitsgruppe ein 

gewisser Schematismus im wissenschaftlichen Ansatz wie auch den Untersu-

chungskriterien der Transformationsforschung in der westlichen Literatur nicht be-

friedigte. Diese Unzufriedenheit vertiefte sich nach einer ersten Untersuchung der 

Resultate von Transformation in Zentralasien durch die Arbeitsgruppe. Zwar ver-

suchte sie mit dieser ersten Publikation3, kritische und selbstkritische Akzente in die 

Transformationsdebatten einzubringen, indem sie neben den, im Vergleich zur Peri-

ode des sowjetischen Staatssozialismus, positiven Veränderungen auch den Defizi-

ten, ja dem Regressiven nachging, welche der Westen mit seinen neoliberalen 

Transformationsstrategien in den Staaten und Gesellschaften Zentralasiens verur-

sachte.  

In dieser ersten Arbeitsphase vertiefte sich die Gewissheit, dass die gesellschaftli-

chen Entwicklungen im post-sowjetischen Raum komplizierter und vielschichtiger 

verlaufen, als mit einem sozusagen «linearen» Koordinatensystem erfassbar ist, 

welches sich im Wesentlichen orientiert an Annäherung oder Nichtannäherung an 

den westlichen Demokratietypus, neoliberaler Wirtschaftspraxis sowie an institutio-

nellen oder Elitekriterien. Vielmehr beabsichtigte die  Arbeitsgruppe, in die Dynamik 

und innere Logik der real ablaufenden gesellschaftspolitischen Prozesse einzudrin-

gen, ihre Triebkräfte zu verstehen und zu bewerten. In einer ausführlichen konzepti-

onellen Diskussion entschloss sie sich dazu, der Erforschung der transformations-

bedingten sozio-ökonomischen, sozial-politischen, sozial-psychologischen und wer-

temäßigen Widersprüche in den Gesellschaften als Triebkraft der jeweiligen politi-

schen Prozesse den primären Rang einzuräumen. Denn es sind die Widersprüche 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
1 Um auch die Erfahrungen aus den Transformationsprozessen im südlichen Kaukasus zu erfassen, 
wurde die AG 2011 um Wissenschaftler aus dieser Region erweitert. Als logische Folgerung aus 
bisheriger Transformationsforschung widmete sie sich der Thematik «Transformation und Konflikt». 
Dazu erfolgt 2013 eine Publikation in Moskau.  
2 Titel der Publikation: Učrešdenije Rossiiskoj Akademii Nauk, Institut Vostokovenija RAN, Zentr 
Startegičeskich i Političeskich Issledovanii, Političeskij Prozess v Zentralnoj Azii – Resultaty, Problemy 
i Perspektivy, Moskva, 211. (Der politische Prozess in Zentralasien – Resultate, Probleme und Per-
spektiven). 
3 Mešdunarodnaja Občestvennaja Organizatsija Zentr Strategičeskich i Političeskich Issledovanii, 
Pjatnadzatlet, kotoryje ismenili Zentralnuju Aziju (1991-2006), Moskva 2006, (Fünfzehn Jahre, die 
Zentralasien veränderten); The Center for Strategic and Political Studies, Institute of Oriental Studies, 
Russian Academyof Science, The Years that Changed Central Asia, Moscow, 2009. Vergl. Arne C. 
Seifert, Fünfzehn Jahre Transformation in Zentralasien und die OSZE, OSZE-Jahrbuch 2007, Institut 
für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg, /IFSH (Hrsg.), Band 13, 
2007, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2008, S. 179-197.  
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innerhalb einer Gesellschaft, die sozusagen die Hefe, den Gärstoff, bilden, auf de-

nen innenpolitische Konflikte heranwachsen und zu regeln sind.   

Die politischen Prozesse selbst verstand sie als eine dialektische Wechselbeziehung4 

zwischen der «politischen Gemeinschaft» («die Mitglieder eines politischen Systems 

und ihre grundsätzlichen Wertemuster»5), dem «politischen Regime» («grundlegen-

de Struktur des Institutionensystems»6 ) und den «politischen Herrschaftsträgern» 

(«konkrete Inhaber politischer Autoritätsrollen»7 ), die in ihrer Gesamtheit das politi-

sche System bilden. 

Bezüglich dieser Wechselbeziehung wiederum interessierte, inwiefern und inwie-

weit die Interessen der politischen Gemeinschaft – die politischen, ökonomischen, 

sozio-ökonomischen, kulturellen, wert- und normenmäßigen – mit denen des politi-

schen Regimes und der Staatsmacht übereinstimmen oder in Gegensatz zueinander 

geraten.  

Denn: Übereinstimmung und/oder Gegensatz erlauben Schlussfolgerungen über die 

Effektivität des politischen Regimes, welche sich «bemisst an dessen Leistungsfä-

higkeit […] in wirtschaftlicher und politischer Hinsicht»8, und weil Übereinstimmung 

und/oder Gegensatz einen Einblick in die Stabilität oder Instabilität der politischen 

Systeme bzw. des autoritären Regierungsmodells vermitteln, wie es sich in den letz-

ten zwei Jahrzehnten in Zentralasien herausgebildet hat. 

Die Messformel lautet: Weitgehende Interessenübereinstimmung fördert Stabilität, 

Gegensatz oder Auseinanderdriften Instabilität und Konflikt.   

 

2 Kritik am Autoritarismus und die Vereinfachung des Weltbilds 

2.1 Der breitere Kontext 

 

Die Inrechnungstellung der Pluralität gesellschafts-, ordnungspolitischer und wer-

temäßiger Systeme in unserer Welt hat einen direkten äußeren- und inneren frie-

denspolitischen Bezug. Die Art und Weise sowie die politischen Intentionen, mit 

denen die Unterschiedlichkeit von Herrschaftssystemen wahr genommen wird, ent-

scheiden ganz wesentlich darüber, welchen internationalen Steuerungsinstrumen-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
4 «Die politisch-ökonomischen Governancestrukturen bilden die Schnittstelle zwischen Politik und 
Gesellschaft. In dem Augenblick, wo das Verhältnis von politischem Regime und Governancestruktu-
ren in die Transformation einbezogen wird, sind die sozialen Probleme der Gesellschaft, die zum 
Gegenstand politischer Gestaltung werden, näher zu betrachten. Ein solcher Ansatz nimmt die for-
male Verfasstheit der politischen Ordnung (polity) und die politischen Machtkämpfe (policy) ernst 
und bezieht sie zugleich auf die politische Gestaltung sozialer Prozesse (policies).» Brie, M., Ordnung 
aus Anarchie, Reihe Berliner Debatte,  Gesellschaft für sozialwissenschaftliche Forschung und Publi-
zistik mbH, Berlin 2004, S. 19.   
5 Pickel, S., Pickel G., Politische Kultur- und Demokratieforschung, Verlag für Sozialwissenschaften, 
Wiesbaden, 2006, S. 79. 
6 Ebenda 
7 Ebenda 
8 Ebenda, S. 85. 
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ten sich die Staaten zuwenden – hegemonial und konfrontativ oder koexistenziell, 

konfliktpräventiv und friedensorientiert. Besonders die Absicht  des Westens, nach 

dem Ende des Ost-West-Konflikts sein normatives und institutionelles Weltbild zum 

international dominierenden auszuweiten, beförderte den Umgang mit der Vielfalt 

gesellschafts-, ordnungspolitischer und wertemäßiger Systeme zu einem der kom-

pliziertesten Konfliktfelder der Weltpolitik. Seine Militarisierung durch Kriege und 

Interventionen zum Zweck von «Regime Change» machte es zu einer Frage von 

«Krieg oder Frieden».  

Die im Nahen und Mittleren Osten immer dominantere Gewaltorientierung der ge-

sellschaftlichen Umbrüche und Auseinandersetzungen mit autoritären Regimen 

veranschaulichen geradezu dramatisch, wie das Ineinandergreifen von innerem an-

tiautoritären Widerstand und äußerer (auch militärischer) Intervention zu Konstella-

tionen führt, die sich friedlicher Konfliktregelung geradezu systematisch versagen.9 

Hier wird greifbar, dass das militärische Verdichten von innerer Opposition und äu-

ßerer Intervention den Umgang mit letztlich begrenzten oder begrenzbaren politi-

schen Konfliktkonstellationen eine verhängnisvolle Logik bewirkt: die «Totalisierung 

von Politik und Mittel».10 Sie führt uns gefährlich dicht an eine Situation heran, wie 

sie uns aus der schon einmal überwundenen Ost-West-Konfrontation bekannt ist, 

als sich die «Totalisierung der politischen Zielsetzungen (durch) den ordnungspoliti-

schen Systemantagonismus definierte».11 

Bis hart an die Gräben eines solchen Systemantagonismus‘ führt der internationale 

Dissens über den Umgang mit unterschiedlichen werte- und ordnungspolitischen 

Orientierungen erneut nach dem Ende des Ost-West-Konflikts. Er gewann sicher-

heitspolitische Relevanz vor allem durch die Frage nach den politischen Absichten 

der jeweils «anderen Seite». Deren Undurchsichtigkeit untergräbt Vertrauen, was 

inzwischen auch militärische Konsequenzen annimmt. So in der Raketenproblema-

tik NATO – Russland oder im Georgien-Konflikt, als an der Schwarzmeerküste sich 

erstmals US- und russische Marineverbände wieder gegenseitig ins Visier nahmen. 

 

2.2 Der «Demokratische Frieden» 

 

Die westliche Seite machte aus ihren Absichten schon unmittelbar nach dem Ende 

des Ost-Westkonflikts kein Geheimnis. Bereits 1990 stand für sie fest, dass sie mit 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
9 In seiner Analyse der historischen Reformbewegungen in Afghanistan schätzt auch Thomas Ruttig 
ein: «Immer dann, wenn einige politische Akteure begannen, sich als Mittel zum Regimewechsel 
militärischer Gewalt zu bedienen, brach die Stabilität des Staates zusammen.» Thomas Ruttig, How it 
All Began, A Look at the Pre-1979 Origins of Afghanistan’s Conflicts, Afghanistan Analysts Network, 
Occasional Paper 1/2013, S. 19. http://www.yasni.de/ext.php?url=http%3A%2F%2Faan-
afghanistan.com%2Findex.asp%3Fid%3D49&name=Thomas+Ruttig&cat=filter&showads=1 
10 Dieter Senghaas, Weltordnung in einer zerklüfteten Welt – Hat Frieden Zukunft?, Suhrkamp Verlag 
Berlin 2012, S. 91. 
11 Ebenda, S. 92. 
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Hilfe der KSZE-Mechanismen12 deren östliche Mitgliedstaaten in den Verfassungs-

rahmen ihrer politischen Systeme einbezieht. Damit hatten die neuen Führungen 

der mittelöstlichen KSZE-Mitgliedsstaaten kein Problem, winkte ihnen doch die Mit-

gliedschaft in EU und NATO. Folgerichtig verpflichteten sich alle östlichen KSZE-

Staaten in der Charta von Paris, «die Demokratie als die einzige Regierungsform [...] 

aufzubauen, zu festigen und zu stärken.»13 In seinen «Erinnerungen» schreibt Hans-

Dietrich Genscher dazu: 

 

«Die Charta von Paris (schuf) ein Fundament für alle Grundwerte und  

-prinzipien einer freiheitlichen Gesellschaftsordnung.»14 

 

Als ein sich später als zentraler Konfliktpunkt erweisender Schritt kann das Durchlö-

chern des Helsinki-Prinzips der Nichteinmischung in die inneren Angelegenheiten 

der Staaten gelten. Die westlichen und östlichen KSZE-Staaten trugen mit der Ver-

ständigung auf dieses Prinzip seinerzeit nicht nur Eigeninteressen, sondern auch der 

VN-Charta Rechnung. Letztere postuliert, dass aus der Charta eine «Befugnis der 

Vereinten Nationen zum Eingreifen in Angelegenheiten, die ihrem Wesen nach zur 

inneren Zuständigkeit eines Staates gehören […] nicht abgeleitet werden kann.»15 

Es war wiederum der damalige Außenminister Hans-Dietrich Genscher, der auf der 

Moskauer KSZE-Konferenz im September 1991 darauf bestand, dass für das Durch-

setzen der «menschlichen Dimension», dem Synonym für Demokratie, Rechtsstaat-

lichkeit und Menschenrechte, äußere Interventionen zulässig seien. In seinen «Erin-

nerungen» hält er dazu fest: 

 

«Bei dieser Moskauer Konferenz, wenige Wochen nach dem Moskauer 

Putsch im Sommer 1991, schloss sich die Sowjetunion (der damalige Präsi-

dent Jelzin. – A.S.) meiner Initiative an, im KSZE-Rahmen die Nichtanerken-

nung von verfassungswidrigem Machtwechsel festzuschreiben und außer-

dem zu beschließen, dass die Forderung nach Achtung der Menschenrechte 

nicht dem Verbot der Einmischung in innere Angelegenheiten unterliegt.»16 

 

Für das Entstehen dieser Positionen ist der politische, historische und theoretische 

Kontext nicht zu vernachlässigen, der in jenen Jahren des Umbruchs im Westen 

vorherrschte. Unter den Umständen der Wende und der Geburt der jungen Staaten 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
12 «Konferenz für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa». 
13 Charta von Paris für ein neues Europa. Erklärung des Pariser KSZE-Treffens der Staats- und Regie-
rungschefs, Paris, 21. November 1990, in: Ulrich Fastenrath (Hrsg.), KSZE/ OSZE. Dokumente der 
Konferenz und der Organisation für Sicherheit und Zusammenarbeit in Europa, Köln 2008, Kap. A.2, 
S. 2. 
14 Hans-Dietrich Genscher, Erinnerungen, Siedler Verlag, Berlin, 1995, S. 319. 
15 Charta der Vereinten Nationen, Kapitel 1, Art. 2/7, Völkerrechtliche Verträge, S.2, Deutscher Ta-
schenbuch Verlag, 1998. 
16 Genscher, a.a.O., S.320. 
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im post-sowjetischen Raum, die in ihrem Beitritt zur OSZE eine Festigung ihrer Sou-

veränität sahen, stimmten alle alten und neuen Mitglieder diesen Verpflichtungen 

zu. Denn die EU machte  bereits «im Jahr 1991 ein Bekenntnis zur Demokratieförde-

rung […] zur Grundlage der Anerkennung der staatlichen Unabhängigkeit der zent-

ralasiatischen Staaten.»17 

Geheimnis der politischen Archive bleibt vorläufig, ob die westlichen Politiker da-

mals einer «Theorie des Demokratischen Friedens» anhingen oder von Anfang an 

hegemoniale Absichten verfolgten – sich der «menschlichen Dimension» als Mittel 

zur politischen Bodenbereitung für die Wahrnehmung eigener Interessen in den 

post-sowjetischen Regionen zu bedienen. Dass Letzteres vorherrschte wird noch 

verdeutlicht.18 

 

«Die Theorie des Demokratischen Friedens argumentiert aus einer empiri-

schen Beobachtung heraus, dass Demokratien keine Kriege gegeneinander 

führen (wenngleich sie Kriege gegen Nicht-Demokratien führen). Dieses em-

pirische Phänomen […] folgt typischerweise zwei Argumentationssträngen. 

Das strukturelle Argument (political structure) besagt, dass demokratisch 

gewählte Entscheidungsträger stärker in ihrem politischen Verhalten einge-

schränkt sind als in anderen Regierungsformen. Das zweite Argument kon-

zentriert sich auf die politische Kultur in Demokratien (politcal culture) und 

beinhaltet die These, dass die innerhalb demokratischer Gesellschaften er-

worbenen individuellen Rechte und Freiheiten sowie Normen und Präferen-

zen der geordneten und friedlichen Regelung von Konflikten externalisiert 

werden. […] Zusammenfassend basiert die Theorie des Demokratischen 

Friedens auf instrumentellen und normativen Argumenten.»19 

 

Jene Theorie20 und die außenpolitischen Schlussfolgerungen aus ihr beeinflussten in 

hohem Maße die internationale Politik des Westens unmittelbar nach dem System-

kollaps des sozialistischen Lagers. Im praktischen außenpolitischen Handeln der 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
17Sigita Urdze, Die externe Demokratieförderung der EU in den zentralasiatischen Staaten, Nomos 
Verlagsgesellschaft, Baden-Baden 2010, S. 157. 
18 Vgl. S. 6. Zitat Urdze.  
19Simon Koschut, Friedlicher Wandel ohne Demokratie? Theoretische und empirische Überlegungen 
zur Bildung einer autokratischen Sicherheitsgemeinschaft, Zeitschrift für Internationale Beziehungen, 
19. Jg. (2012) Heft  2, S. 46/47. 
20Ein weiteres Beispiel theoretischer Vorleistungen für die Konzipierung der westlichen Außenpolitik 
gegenüber dem Transformationsraum findet sich bei Ernst-Otto Nach Czempiel. Ihm zufolge sollte 
die Demokratisierung zum «obersten und zentralen Thema» der Außenpolitik werden: «Sind nämlich 
alle Herrschaftssysteme im euro-atlantischen System demokratisiert und entwickelt, bestehen also 
überall Zustände und Bedingungen, wie sie die Atlantische Gemeinschaft kennzeichnen, dann ist das 
Problem umfassender Sicherheit gelöst, sind Stabilität und Gewaltfreiheit permanent gewährleistet. 
[…]Der gewaltfreie, intervenierende (kursiv – A. S.) Beitrag zur Demokratisierung aller Herrschafts-
systeme muß zum Kern der Außenpolitik in der Gesellschaftswelt werden. […] Die deutsche Außen-
politik (müsste) der Demokratisierungsstrategie den obersten Rang einräumen». In: HSFK-Report 
2/2000, Frankfurt am Main, S.22.      
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Bundesrepublik setzte sich eine Art «post-nationaler» konzeptioneller Ansatz durch. 

Er ging davon aus, dass, wie Außenminister Joseph Fischer im September 1999 vor 

der VN-Vollversammlung formulierte, 

 

«die Rolle des Nationalstaats durch die erheblich relativiert worden (ist). Die 

Frage der Friedenssicherung stellt sich vor diesem Hintergrund zunehmend 

in einem Spannungsfeld zwischen der klassischen Staatensouveränität und 

dem Schutz der Menschenrechte. […] Die Nichteinmischung in ‹innere Ange-

legenheiten› darf nicht länger als Schutzschild für Diktatoren und Mörder 

missbraucht werden. Die Weltmenschenrechtskonferenz in Wien hat dies be-

reits 1992 mit Zustimmung aller VN-Mitgliedstaaten mit den Worten bekräf-

tigt: ‹Die Förderung und der Schutz der Menschenrechte sind ein legitimes 

Anliegen der internationalen Gemeinschaft›.»21 

 

Fischer formulierte das im Kontext des völkerrechtswidrigen Angriffs der NATO auf 

Serbien und somit des ersten Krieges, den eine deutsche Bundesregierung und er 

selbst als deren Außenminister zu verantworten hatten.  

 

2.3 Verflechtung von demokratischem Frieden und Transformationsstrate-

gie 

 

Die Strategie vom demokratischen Frieden wurde damals in Theorie und außenpoli-

tischer Praxis mit der Notwendigkeit verkoppelt, durch den Westen und seine welt-

wirtschaftlichen Institute auch die Transformationsprozesse im post-sowjetischen 

Raum zu steuern. So setzte beispielsweise Offe voraus:  

 

«Die einzige Bedingung, unter der Marktwirtschaft und Demokratie gleichzei-

tig implantiert werden und gedeihen können, ist die, dass beide einer Gesell-

schaft von außen aufgezwungen und durch internationale Abhängigkeitsver-

hältnisse für längere Fristen garantiert werden.»22 

 

Es entstand eine komplexe Strategie externer Intervention und Überwachung in und 

von nahezu sämtlichen gesellschaftspolitischen und wirtschaftlichen Sphären der 

jungen Staaten. Sie folgte einem Ansatz der Gleichzeitigkeit der Transformation aller 

politischen, ökonomischen und gesellschaftlichen Systeme in einem «Frontalan-

griff». Seine Kettenglieder trugen neoliberalen Charakter: «die revolutionäre Installie-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
21 http://www.welt.de/print-welt/article584892/Erste-Rede-des-Bundesministers-des-Auswaertigen-
Joschka-Fischer-vor-der-Generalversammlung-der-Vereinten-Nationen-in-New-York.html, 22. Sep-
tember 1999. 
22 Claus Offe, Der Tunnel am Ende des Lichts. Erkundungen der politischen Transformation im Neu-
en Osten, New York, 1994, S. 65 (Hervorhebung durch den Autor). 
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rung einer Unternehmerklasse»23, die zielstrebige und umfassende Privatisierung 

des staatlichen und genossenschaftlichen Eigentums, die Einführung marktwirt-

schaftlicher Instrumente, der Rückzug des Staats aus der sozialen Sphäre, mög-

lichst das Auswechseln der Eliten sowie die Neugestaltung des politischen Systems 

auf der Grundlage des Modells westlicher repräsentativer Demokratie.  

Der Westen übte also von vornherein über seine internationalen Organisationen und 

bilateralen Beziehungen auf alle Transformationsprozesse und die Führungen der 

zentralasiatischen Staaten einen gewaltigen äußeren Druck aus. Die OSZE als «einer 

der Agenten des Wandels»24 und die EU spielten in diesem Szenarium eine zentrale 

Rolle. Nur allmählich wurde sichtbar, dass hinter der Steuerung der Transformati-

onsprozesse, einschließlich der «menschlichen Dimension» als «Recht» auf Eingriffe 

in innere Angelegenheiten, letztendlich wirtschaftliche und sicherheitspolitische In-

teressen standen. Besonders seit 2001, also dem Jahr des Elften Septembers, ver-

stärken die EU-Staaten ihr Interesse an den Rohstoffen Zentralasiens und sicher-

heitspolitischen Einflüssen. Eine Studie zur Demokratieförderung der EU in den 

zentralasiatischen Staaten stellt fest:  

 

«Deutlich wird aber, dass der eigentliche Entstehungshintergrund (der De-

mokratieförderung – A.S.) nicht normativ ist, sondern zu einer Verbesserung 

der wirtschaftlichen und sicherheitspolitischen Beziehungen zu den zentral-

asiatischen Staaten beitragen soll. […] Kontinuierliche Menschenrechtsverlet-

zungen ohne Öffentlichkeitswirksamkeit hingegen würden dementsprechend 

nicht ausreichen, um die EU zu ernsthaften Schritten gegenüber dem betref-

fenden Drittstaat zu bewegen.»25 

 

Beginnend mit dem «War on Terror» und seinen Kriegen führte der Westen die 

Konstruktion «Demokratischer Frieden» letztendlich selbst ad absurdem.26 Seine 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
23 Ebenda, S.60. 
24 Wolfgang Zellner, Managing Change in Europe: Evaluating the OSCE and Its Future Role: Compe-
tencies, Capabilities, Missions, CORE Working Paper Nr. 13 (in Zusammenarbeit mit Alyson Bailes, 
Victor-Yves Ghebali, P. Terrence Hopmann und Andrei Zagorski), Hamburg 2006, online verfügbar 
unter: http://www.core-hamburg.de/CORE_english/ pub_working papers.htm; auch abgedruckt in: 
Institut für Friedensforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/IFSH, (Hrsg.), 
OSZE-Jahrbuch 2005, Baden-Baden 2006, S. 425-466.Zellner, S.12, (eigene Übersetzung). 
25 Urdze, a.a.O., S. 234/236.  
26 In den USA, so dem Washingtoner «Center for Strategic and International Studies» (CSIS) beginnt 
man über Lehren aus den Debakeln verlorener Kriege zum «Regime Change» nachzudenken:« Die 
USA dürfen sich niemals wieder solche Fantastereien leisten, wie jene, welche sie nach Afghanistan 
und Irak führten. […] Wenn die betroffenen Völker mit ihren Problemen nicht auf eigene Weise fertig 
werden, dann sollten wir sie keinesfalls dazu bringen, das auf unsere Art zu tun. […] Die Amerikaner 
müssen strategische Geduld lernen und auch evolutionäre Prozesse als Fortschritt anerkennen. […] 
Wenn die USA mit regionalen Verbündeten nicht auf einer  Grundlage zusammenarbeiten können, 
die zulässt, dass jene sich zu anderen Werten und Prioritäten bekennen, kein Spiegelbild der USA 
seine wollen und auch nicht ihr Regierungssystem ändern möchten, dann werden wir keine Refor-
men erreichen, sondern scheitern.» Anthony H. Cordesman, The Common Lessons of  Benghazi, 
Algeria, Mali, Tunisia, Egypt, Syria, Iraq, Yemen, Afghanistan, Pakistan, and the Arab Spring, Center 
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militärischen und politischen Interventionen, deren Opfer und Zerstörungen bilden 

die Antithese zu jedem demokratischen Verhalten in der internationalen Politik. Sie 

waren Eigenzeugnis des Westens, dass auch demokratische Regimetypen keine 

Garantie eines stabilen Friedens sind.  

Damit dürfte der Westen auch jedwede Legitimation für seine Ambition verspielt 

haben, sein normatives und institutionelles Weltbild zu «externalisieren.»27 Womit 

auch sein Anspruch auf ein Recht zu weltweiter «demokratisierender Intervention» 

zur Disposition steht.  

Zu prüfen, welche völkerrechtlichen Konsequenzen sich daraus für die Sicherung 

und Gewährleistung des internationalen Friedens herleiten, kann als eine überaus 

wichtige Frage gelten. Denn im Kontext von «War on Terror», «demokratischen 

Friedens», demokratischer Intervention», «menschlicher Dimension», «Responsibili-

ty to Protect» hat der Westen sich einen völkerrechtlichen Rahmen geschaffen, der 

seine Interventionspolitik abstützt und zentrale  Bestimmungen der Charta der Ver-

einten zur Gewährleistung von internationaler Sicherheit und Frieden, so das der 

souveränen Gleichheit der Staaten, unterwandert. 

 

2.4 Der globale Kontext 

 

In diesem Kontext gilt auch zu überprüfen, ob auch das Ad Acta-Legen grundsätzli-

cher Helsinki-Prinzipien, welche zentrale Aspekte der friedlichen Koexistenz unter-

schiedlicher politischer Systeme regelten, so das der Nichteinmischung in die inne-

ren Angelegenheiten der Staaten, nicht ganz wesentlich die heutige konflikthafte 

Situation verursacht, die sich um die Frage nach hegemonistischem oder koexisten-

ziellem Umgang mit der Pluralität gesellschaftspolitischer, ordnungspolitischer und 

wertemäßiger Systeme in unserer Welt entwickelt hat.  

Letztlich, so Senghaas, geht es um «Fragen der politischen Rahmenbedingungen 

einer zielführenden Weltordnungspolitik auf unterschiedlichen Ebenen.»28 

 

«Merkwürdigerweise kam dabei die Makrostruktur der real existierenden 

Welt wenig oder gar nicht in den Blick. Eine Debatte, die ihren Ausgang in 

den Kernländern der OECD-Welt, also in den USA und Europa, nahm, extra-

polierte vielfach unbewusst und implizit die eigene Erfahrungswelt einer leid-

lich konsolidierten Staatlichkeit, überdies einer leidlich homogenen Werte-

gemeinschaft und insbesondere von tendenziell symmetrischen Austausch-

strukturen zwischen den OECD-Gesellschaften auf die übrige Welt. Diese 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
for Strategic and International Studies (CSIS), Washington, Feb 7, 2013, 
http://csis.org/publication/common-lessons-benghazi-algeria-mali-tunisia-egypt-syria-iraq-yemen-
afghanistan-pakistan.    
27 Vgl. Koschut, a.a.O., S. 59. 
28 Senghaas, a.a.O., S. 18. 
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Nicht-OECD-Welt, in der mehr als vier Fünftel der Weltbevölkerung lebt, 

zeichnet sich jedoch durch ganz unterschiedliche Ausgangsprägungen von 

politischen Ordnungsstrukturen (einschließlich Staatszerfall) aus; weiterhin 

durch Gesellschaften, die vielfach von tiefgründigen Kulturkampf-Konflikten 

ordnungspolitischer Natur gekennzeichnet sind und die sich überdies in ei-

nem weltpolitischen und weltwirtschaftlichen Umfeld zu behaupten haben, 

das durch dramatische Machtasymmetrien und asymmetrischen Austausch-

strukturen geprägt wird.»29 

 

Diese Beschreibung objektiv existierender Umstände trifft weitgehend auch auf den 

eurasischen Raum zu. 

Der «Bertelmanns Transformationsindex 2012» kommt in seiner Analyse von 128 

Transformationsstaaten zu dem Ergebnis, dass hinsichtlich der Regimeverteilung 75 

Demokratien und 53 Autokratien, und hinsichtlich ihres Entwicklungsstands 30 

entwickelte/funktionsfähige Marktwirtschaften, 51 Marktwirtschaften mit Funkti-

onsdefiziten sowie 47 schlecht entwickelte Marktwirtschaften sind. Die Stiftung 

kommt zu der politisch relevanten Schlussfolgerung: «Das Modell des leistungsfä-

higen, marktwirtschaftlich orientierten und demokratischen Rechtsstaates […] (ist) 

noch längst nicht zum globalen Standard geworden.»30 

 

2.5 Zweiundzwanzig Jahre nach der Charta von Paris – Veränderte Voraus-

setzungen 

 

Wie immer eine herangereifte Umwertung des Verhältnisses des Westens zu Auto-

ritarismus in Zentralasien aussehen sollte, sie hat folgende realpolitische Umstände 

in Rechnung zu stellen: 

Erstens, die post-sowjetischen Herrschaftssysteme im OSZE-Raum sind schwerlich 

noch als «Transformations- oder Übergangsprovisorien» zu begreifen. Auch sind sie 

keine Mischform totalitärer Systeme und demokratischer Regierungen. Vielmehr 

haben sie sich, wie aus unseren Untersuchungen hervorgeht, als ein Systemtypus 

«sui generis»31, also «eigener Art», etabliert. Wir werden es folglich mit Reformie-

rungsperspektiven zu tun bekommen, die wahrscheinlich mehrerer Generationen 

bedürfen.  

Zweitens, die zentralasiatischen Führungen hängen in ihrem politischen und öko-

nomischen Überleben zukünftig immer weniger von Europas Verständnis oder Un-

verständnis der in ihrer Großregion ablaufenden gesellschaftspolitischen Prozesse 

ab. Sie haben eine Wahl. Ihre Einordnung in die Shanghaier Organisation für Zu-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
29 Ebenda. 
30 Bertelsmann Stiftung (Hrsg.), Transformationsindex BTI 2012, http://www.bertelsmann-stiftung.de/ 
cps/rde/xchg/bst/hs.xsl/307.htm. 
31 Für eine ausführliche Begriffsbeschreibung vgl. FN 32, S. 9. 
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sammenarbeit (SOZ) hat das Kräfteverhältnis zwischen Europa und der zentralasiati-

schen Region schon heute zu Gunsten Letzterer verändert und verändert es weiter. 

Mit China und Russland sowie Indien als Beobachter der SOZ eröffnet sich für die 

Staaten Zentralasiens die Möglichkeit, sich an die Gruppe der «BRICS»-Staaten an-

zulehnen. Sie sind Nutznießer jener Verschiebung der internationalen Gewichte 

nach Osten aus der die zentralasiatischen Führungen ihren Honig saugen können. 

Drittens, der Demokratie einfordernde Westen wird gegenüber den Regimen ohne 

eigenes demokratisches Verhalten zu keinen für beide Seiten vernünftigen Ergeb-

nissen kommen. Die OSZE bietet dafür einen nach wie vor tauglichen Rahmen.32 So 

können ihre Mitgliedstaaten auf eine Kompromissformel zurückgreifen, die der 

Westen bereits einmal unterschrieben hat:  

 

«Kraft des Prinzips der Gleichberechtigung und des Selbstbestimmungs-

rechts der Völker haben alle Völker jederzeit das Recht, in voller Freiheit, 

wann und wie sie es wünschen, ihren inneren und äußeren politischen Status 

ohne äußere Einmischung zu bestimmen und ihre politische, wirtschaftliche, 

soziale und kulturelle Entwicklung nach eigenen Wünschen zu verfolgen.»33 

 

3 Politische Prozesse in Zentralasien und die Systemfrage 

 

Befund eines Gesamtbildes 

Autoritäre Regime34, ein «klan-bürokratischer» Kapitalismustyp, hohe sozioökonomi-

sche Differenzierung und soziale Ausgrenzung, die prekäre Lebenssituation großer 

Bevölkerungsteile, die Gleichzeitigkeit traditionaler und moderner Vergesellschaf-

tung und Werteorientierung, ein rasch zunehmender Einfluss von Religion, vor al-

lem des Islam – so könnten die hauptsächlichen gesellschaftspolitischen Charakte-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
32 Auf dem OSZE-Gipfeltreffen von Astana (Kasachstan) bekannten sich die Staatschefs: »Zum 35. 
Jahrestag der Schlussakte von Helsinki und zum 20. Jahrestag der Charta von Paris für ein neues 
Europa bekräftigen wir die Bedeutung der Prinzipien, auf denen diese Organisation beruht, und be-
kennen uns zu ihnen.»; Gedenkerklärung von Astana, Auf dem Weg zu einer Sicherheitsgemein-
schaft, 3.Dezember 2012, http://www.osce.org/de/cio/74988?download=true.  
33 Schlussakte von Helsinki, Kap. VIII. Gleichberechtigung und Selbstbestimmungsrecht der Völker. 
34 «Begreift man Autoritäre Regime nicht einfach als eine Mischform totalitärer Systeme und demo-
kratischer Regierungen, sondern als ein Systemtypus sui generis, muss man sich typologisch rele-
vanter Untersuchungsdimensionen und trennscharfer Kriterien versichern, die [... autoritäre Regime] 
von Totalitarismus und Demokratie unterscheidbar machen. […] Autoritäre Regime lassen sich als 
Systeme kennzeichnen, die über einen nur begrenzten Pluralismus verfügen, keine umfassend aus-
formulierte Ideologie besitzen und, außer in ihren Entstehungsphasen, weder auf eine extensive 
noch intensive Mobilisierung zurückgreifen. Der eingeschränkte Pluralismus muss als zentrales Ab-
grenzungsmerkmal gegenüber Demokratie […] und totalitären Systemen […] gelten. […] Innerhalb 
der Grenzen des eingeschränkten Pluralismus variieren die Formen politischer Partizipation. Sie rei-
chen von politischer Apathie über semipluralistische, elitäre Beteiligungsformen bis hin zu intensiver 
organisierter Mobilisierung.» Juan Linz, Autoritäre Regime, in: Dieter Nohlen/Rainer-Olaf Schultze 
(Hrsg.) Politikwissenschaft, München/Zürich 31989, S. 62. 
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ristika umrissen werden, die sich in den zwanzig Jahren der Unabhängigkeit der 

zentralasiatischen Staaten ausgeprägt haben.  

Eine solche, aus westlicher Perspektive eher problematisch ausfallende Bilanz, be-

darf einer gewichtigen positiven Vervollständigung: Die zentralasiatischen Gesell-

schaften verfügen erstmals in ihrer Geschichte über eigene Staaten und bestimmen 

selbst über ihr nationales Schicksal. Für die Völker der Region ist dies ein histori-

scher Wendepunkt. Ihre nationale Selbstverwirklichung revitalisiert Schritt für 

Schritt das traditionelle zivilisatorische, kulturelle und religiöse Gesicht Zentralasi-

ens. Vor allem der Islam, der Glaube der Mehrheit der Bevölkerung, tritt in diesen 

säkularen Staaten immer stärker hervor. In geopolitischer Hinsicht profiliert sich die 

Region erneut als Brücke zwischen Asien und Russland bzw. Europa. Enge Koope-

rationsbeziehungen bestehen mit China, Indien, Pakistan, Afghanistan, dem Iran, 

der Türkei und den Golfstaaten. Zentralasien wächst somit allmählich wieder in den 

Kreis islamischer Staaten hinein, dem es historisch angehörte.  

Seit zwei Jahrzehnten tragen die Architekten des zentralasiatischen autoritären Re-

gierungsmodells die Verantwortung für den Charakter und den Verlauf der Trans-

formation vom sowjetischen Staatssozialismus zur Marktwirtschaft sowie zu einem 

neuen Staats- und Gesellschaftsmodell für ihre jungen Staaten. Nicht übersehen 

werden sollte, dass die Gleichzeitigkeit und Parallelität des Verlaufs von Transforma-

tion, Staatsformung und nationaler Identitätsfindung jede Staatsführung vor objektiv 

schwierige Herausforderung stellt.  

Nach zwanzig Jahren Regierungsverantwortung stellt sich jedoch die Frage, ob und 

inwieweit jener autokratische Machttypus  von einer Übergangserscheinung zu ei-

ner systemischen Konstante von Staatsgewalt geworden ist. Vieles spricht dafür, 

dass dem so ist: einerseits die direkte und indirekte Dominanz der Herrschaftsträger 

über die politische und die ökonomische Sphäre und damit im gesellschaftlichen 

Kräfteverhältnis sowie ihre unbegrenzte Verfügung über die Staatsgewalt bei gleich-

zeitiger Negierung der Gewaltenteilung; andererseits, was den Herrschaftsträgern 

zurzeit noch entgegen kommt, die Unterordnung und Fragmentierung bedeutender 

Teile der Eliten, die ein Gegengewicht bilden könnten, der traditionale Konservatis-

mus der Gesellschaft und die Schwäche der Zivilgesellschaft. Diese Relation von 

Faktoren, die die Herrschaftsträger derzeit noch begünstigen, wird sich in dem Ma-

ße verändern, wie die gravierenden Entwicklungsdefizite das Verhältnis von Staat 

und Gesellschaft belasten und sich Letztere dessen bewusst wird. In einigen Staa-

ten zeichnet sich dies bereits heute ab.  

 

3.1 Das politische Regime und die politischen Herrschaftsträger 

 

Auf der Grundlage einer wissenschaftlichen Studie des Entstehungsprozesses auto-

ritärer Demokratie im Zuge der Transformation in der russischen Provinz Saratow 
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zwischen 1990 und 2000 charakterisierte Michael Brie das Verhältnis der «patrimo-

nialen Macht des Gouverneurs» zur Bevölkerung folgendermaßen:  

 

«1. Die Rolle der obersten Machtinhaber als Träger aller Macht, aller Verant-

wortung, der Führung und Repräsentanz des Gemeinwillens und als treiben-

de Kraft jeder Veränderung; 2. die Rolle der Bevölkerung – Menschen, die 

durch ihre Unterstützung der Machtinhaber zu Stabilität und Fortschritt bei-

tragen, deren Aktivität aber keine Art von Gegenmacht entwickelt oder mit 

autonomer Organisation verbunden wäre; 3. die Zuweisung aller Probleme, 

soweit sie nicht aus vorhergehenden Perioden stammen, an die subalterne 

Bürokratie, die bei der Vermittlung zwischen Macht und Volk immer wieder 

versagen würde; 4. die Personalisierung der Macht (sog. Personenkult); 5. die 

Historisierung und Traditionalisierung von Macht; 6. die Reduktion der Mas-

senmedien auf die symbolische Produktion der genannten Merkmale patri-

monialer Macht.»35 

 

Diese Charakteristik des «Patrimonialismus in Zeiten der Transformation» trifft voll 

und ganz auch auf das Wesen der politischen Herrschaftsträger in Zentralasien zu. 

Worauf ist eine solche Machtvollkommenheit zurückzuführen?  

Die Besonderheit der Machtmonopolisierung in Zentralasien leitet sich aus der Spe-

zifik der Eigentumstransformation im gesamten postsowjetischen Raum sowie ei-

nem typischen Verhalten der Eliten im Transformationsprozess her. Letztere entwi-

ckelten ein «postkommunistisches Verständnis» von Machtbehauptung unter den 

Bedingungen des Übergangs zur Marktwirtschaft, in dem der möglichst schnelle 

und irreversible Transfer von politischer Macht in Eigentum als Schlüsselfrage galt. 

Folgerichtig wurde auch politische Macht als eine Art Eigentum aufgefasst. Die Tei-

lung politischer Macht wurde automatisch zugleich als Teilung von wirtschaftlicher 

Macht und umgekehrt wahrgenommen, mit der Folge, dass man besser weder das 

eine noch das andere teilt. Dieses Paradigma herrscht auch heute unverändert vor.  

Mit Ausnahme Kirgisistans, wo 2010 ein zweiter Machtwechsel stattfand, steuerten 

die Herrschaftseliten in Zentralasien von Anfang den Verlauf aller politischen und 

wirtschaftlichen Veränderungsprozesse. In der frühen Phase der Privatisierung des 

staatssozialistischen bzw. genossenschaftlichen Eigentums setzten sie ihre bürokra-

tischen und politischen Machtressourcen dazu ein, sich auch der wichtigsten öko-

nomischen Ressourcen zu bemächtigen. Diese Verkoppelung politischer Strukturen 

mit wirtschaftlichen Eigentumskartellen prägte nicht nur die Spezifik des neuen 

Typs von Machteliten als «Domänen personeller Einzelherrschaft».36 

Die Spitzen der Politik wurden so zugleich auch diejenigen der neuen Bourgeoisie, 

was einen «klan-bürokratischen» Kapitalistentypus hervorbrachte, der sozusagen 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
35 Brie, M., a.a.O. (Anm. 4), S. 180-181. 
36 Ebenda, S. 47. 
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von der «Stunde Null» der jungen Staaten an die Machtverhältnisse auch in der 

Ökonomie zu seinen Gunsten bestimmte. Es ist diese Verzahnung von politischer, 

ökonomischer, militärischer und auch normativer Macht in einer Personalunion, die 

zu jener Machtfülle führt und ihr quasifeudalistische Züge verleiht.37 

So ist nicht verwunderlich, dass alle Länderanalysen den Ist-Zustand übereinstim-

mend einschätzen. In Kasachstan trägt die Macht «monokratischen Charakter».38  Es 

«dominiert gegenwärtig[…] nur eine Gruppierung – diejenige, die [Nursultan] Nas-

arbajew persönlich gebildet hat und die in von ihm abgesteckten Spielräumen 

wirkt»39 Für Usbekistan lässt sich gleiches feststellen. «In Tadschikistan ist – im Wi-

derspruch zur Verfassung – die Unterordnung der formellen Gewaltenteilung unter 

den Präsident gängige Praxis. Nicht das geringste Ereignis gesellschaftlicher Trag-

weite entgeht der Kontrolle des Präsidenten. Es verwischen die Grenzen zwischen 

Republik und Monarchie, Demokratie und Autokratie, Volkssouveränität und Staats-

macht in den Händen eines Einzelnen.»40 Die gleiche Machtkonzentration fand in 

Kirgisistan unter dem ersten, 2005 gestürzten Präsidenten Askar Akajew und sei-

nem Amtsnachfolger Kurmanbek Bakijew (2005-2010) statt. Die Länderanalyse zu 

Kirgisistan schätzt ein, dass «die Entstehung des unabhängigen Staates nach den 

Prinzipien eines Familien-Klan-Kapitalismus» erfolgte.41 

Die Verantwortung des Westens für die Herausbildung eines solchen Systemtyps 

darf nicht ausgeblendet werden. Vor allem mit seinem Drängen auf eine umfassen-

de Veränderung der Eigentumsverhältnisse durch eine möglichst rasche Privatisie-

rung des staatssozialistischen und genossenschaftlichen Eigentums und auf den 

Rückzug des Staates aus seiner sozialen Verantwortung verkalkulierte sich der Wes-

ten völlig hinsichtlich der negativen politischen, ökonomischen und gesellschaftli-

chen Langzeitwirkungen unter den Bedingungen einer traditionalen Gesellschaft. 

Die Nutznießer solcher Privatisierungshast waren nämlich die großen Klans, vor al-

lem diejenigen der «ersten Transformationsgeneration», von der hier die Rede ist. 

Nur sie verfügten nach dem Zusammenbruch der UdSSR über die administrativen 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
37 Feudalismus ist neben Vasallentum gekennzeichnet durch eine «politische Zentralgewalt, die ver-
sucht […] ein […] Herrschaftsgebiet militärisch, verwaltungsmäßig und wirtschaftlich zu durchdrin-
gen». Klaus-Georg Riegel, Feudalismus, in: Nohlen/Schultze, a.a.O. (Anm. 1), S. 234. Weitere Merk-
male von Feudalismus sind «eine sich außerordentlich langsam entwickelnde Gesellschaft.[…] eine 
strenge Regelung für alle Arten von Tätigkeiten […] der Druck der Traditionen, eine brutale Regle-
mentierung des geistigen Lebens durch die Kirche [und] die Herrschaft der Religion in der Sphäre 
der Ideologie». Kleines Politisches Wörterbuch, Berlin 1988, S. 271. 
38 K.L. Syroežkin, Social’no-političeskiprocess v Kazachstane (opytrekonstrukcii) [Der sozioökono-
mische Prozess in Kasachstan (Die Erfahrung des Wiederaufbaus)], in: Učreždenie Akademii nauk, 
Institut vostokovedenija RAN, Centr strategičeskich i političeskich issledovani (Hrsg.), Političeski pro-
cess v Central’noi Azii: resul’taty, problemy, perspektivy. [Der politische Prozess in Zentralasien: Er-
gebnisse, Defizit, Perpektiven], Moskau 2011, (im Folgenden zitiert als: Der politische Prozess in 
Zentralasien).       
39 Ebenda, S. 153-154. 
40 I.K. Usmonov, Ternistyjput’ nezavisimosti (transformacionnye processy v sovremennom Tadži-
kistane) [Der dornige Weg der Unabhängigkeit (Der Transformationsprozess im heutigen Tadschikis-
tan)], in: Der politische Prozess in Zentralasien, a.a.O., S.323. 
41 N.M. Omarov, Kyrgyzskaja Respublika, in: Der politische Prozess in Zentralasien, a.a.O.,S. 222. 
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und finanziellen Ressourcen, um die Privatisierung zu ihren Gunsten zu entscheiden. 

Die Folge davon war, dass es weder gelang, politische und ökonomische Macht 

voneinander zu trennen, noch die sozialen Grundlagen für eine «offene Gesell-

schaft» zu schaffen. Vielmehr trat das Gegenteil ein: Die «bürokratischen Klan-

Kapitalisten» schufen sich eine Herrschaftsform, die den Typ ihrer Mischvergesell-

schaftung reflektiert, die Elemente traditionaler und sowjetischer Prägung aufwies: 

die sozial weitgehend geschlossene, ihrem Wesen nach undemokratische Klan-

Hierarchie. «Die alten historischen […] Herrschaftsverbände […] sind gerade 

dadurch charakterisiert, dass sie – im Gegensatz zum ‹politischen Staat› – die politi-

schen und ökonomischen Mittel in einer Hand vereinigen.»42 

Ob die «erste Generation» von Klan-Oligarchen ihre Herrschaft auf Dauer halten 

kann, ist anzuzweifeln. Das heißt jedoch nicht, dass mit ihrem Verschwinden auch 

das Hauptübel zu beseitigen sein wird: die Symbiose von politischer und ökonomi-

scher Machtkonzentration. Zwar wächst die Konkurrenz in Form neuer, inzwischen 

herangereifter Unternehmerschichten der zweiten und dritten Generation, die nach 

Machtbeteiligung streben, wie in Kirgisistan bereits demonstriert. Auf ihre ökonomi-

sche Macht werden sie jedoch nicht verzichten. Diese Auseinandersetzungen wie-

derum werden die Triebkraft bevorstehender Kontroversen in den Eliten der zentral-

asiatischen Staaten sein und deren Dynamik bestimmen. Aber sie werden weder 

den herrschenden Typ von Kapitalisten, noch deren Aversion gegen eine Trennung 

von politischer und ökonomischer Macht sowie eine offene Gesellschaft und De-

mokratie westlichen Typs «abschaffen».  

Politische Langzeitwirkungen wird auch die Tatsache haben, dass «die Transforma-

tion des ehemaligen Staatseigentums nicht, wie erhofft, die Herausbildung des 

freien Eigentümers und eines freien Marktes, geregelter Wirtschafts- und Rechtsbe-

ziehungen sowie einer breiten Mittelschicht bewirkte. Im Gegenteil: Die Bevorrech-

tigung Privilegierter hinsichtlich Eigentum und sonstiger Beziehungsverflechtungen 

spaltete die Gesellschaft in eine kleine Besitzerminderheit und eine Mehrheit Besitz-

loser.»43 

 

3.2 Die politische Gemeinschaft – Spezifik gesellschaftlicher Organisation 

 

Die zentralasiatischen Gesellschaften zeichnet eine Reihe sozialer, politischer, kultu-

reller und religiöser Gemeinsamkeiten aus, bei denen Elemente traditionaler, sowje-

tischer und moderner Vergesellschaftung ineinander greifen. Das Traditionale äu-

ßert sich vor allem in der Existenz gesellschaftlicher Hierarchien, von denen die re-

gionalen Verbände sowie die Klan- und Sippenverbände ein hohes Maß an sozialer 

Bindungskraft aufweisen. Sie entwickeln ihre eigenen Interessen, verfolgen diese 

und verfügen über realen gesellschaftlichen Einfluss. Das verleiht ihnen im Verhält-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
42 Dietrich Jung, Tradition – Moderne – Krieg, Münster: LIT, 1995, S. 139. 
43 Syroežkin, a.a.O., S. 125. 
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nis zu den politischen Herrschaftsträgern den Charakter und das Gewicht «primä-

rer»44 Subsysteme. Auch Solidarverbände, eine relativ hohe Religiosität und eine 

Affinität zu mystischen Phänomenen sind Ausdruck eines hohen Grades an Traditi-

onalismus.  

Die gesellschaftlichen Subsysteme bleiben patriarchalischen Führungsmechanis-

men verhaftet.45 Sie gleichen einer gesellschaftlichen «Pyramide», an deren Spitze 

eine starke Führungspersönlichkeit und Ältestenräte stehen, die das System durch 

ein Beziehungsgeflecht aus traditionellen Loyalitäten und materiellen Bindungen 

zusammenhalten. Bezugspunkt des kollektiven Bewusstseins der vornehmlich länd-

lichen Bevölkerung ist weniger der «Citoyen», der Träger der bürgerlichen Rechte, 

obwohl dieser in den urbanen Ballungsgebieten sozial und politisch durchaus be-

reits existiert, als vielmehr die Gruppe, die Großfamilie, der Klan und die Region. 

Diese Netzwerke sind die Basis der politischen Herrschaft und die Grundlage ihrer 

Legitimation. In ihrer Gesamtheit bilden jene Netzwerke zwar auch eine Form der 

Pluralität, jedoch nicht jene unbegrenzte Pluralität westlicher Demokratien. Im politi-

schen Leben behindert dies den Aufbau unabhängiger ziviler und politischer Institu-

tionen und schränkt die Autonomie des Einzelnen ein. Gegenwärtig treibt die wach-

sende Armut die Masse der Bevölkerung zurück in die Gruppen und Großfamilien, 

die für sie als Ersatz der verlorenen sozialen Sicherungssysteme fungieren.  

Auf die Werte- und Verhaltensspezifik der politischen Gemeinschaft in Zentralasien 

wirkt ein historisches Phänomen ein, das sich als «Bürde der Gleichzeitigkeit» apo-

strophieren lässt. Im Unterschied zu den Transformationsprozessen in den «alten» 

Entwicklungsländern, in denen traditionale und kapitalistische Elemente der Verge-

sellschaftung parallel existieren und Veränderungsprozesse evolutionär verlaufen, 

womit den Gesellschaften zu ihrer Adaption relativ lange Zeiträume zur Verfügung 

stehen, wurden die zentralasiatischen Gesellschaften von heute auf morgen in einen 

abrupten wirtschaftlichen und politischen Systemwechsel gestürzt. Dieser riss sie 

heraus aus ihrer mehr oder weniger sozial gleichmacherischen Vergesellschaftung 

unter staatsozialistischen Bedingungen, deren kollektivistisches «Wir» der traditiona-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
44 Vgl. Volker Ronge, Staatstheorie, in: Nohlen/Schultze (Hrsg.), a.a.O. , S. 976. 
45 «Die starke Tradition von Familien- oder ‹Klan›-Bindungen und Gemeinschaftsstrukturen […] wurde 
während des Übergangs wichtiger. [...] Diese trugen auch zu der intransparenten Aneignung politi-
scher und wirtschaftlicher Macht durch die verschiedenen Klans bei. Die Vergabe von Posten mit 
politischer oder wirtschaftlicher Verantwortung erfolgt eher auf der Basis von Vertrauen und Patro-
nage als durch wettbewerbsorientierte Auswahlverfahren […] Die Machtstrukturen beruhen auf der 
sorgsam ausbalancierten Verteilung von Privilegien und Macht zwischen den Klan-Strukturen, um so 
die politische und soziale Stabilität aufrechtzuerhalten und die Akzeptanz seitens rivalisierender Klans 
zu wahren. Abgesehen davon, dass diese Ausbalancierung zur politischen Ausgrenzung beiträgt, 
trägt sie wohl auch zur Unfähigkeit der Wirtschaften bei, vom Leistungsvermögen einer Marktwirt-
schaft zu profitieren. Sie ermutigt zudem dazu, ökonomische Wachstumsmodelle vorzuziehen, die 
Renten (Kapitaleinkommen) und die Kontrolle der Zuteilung von Renten an Personen in privilegierten 
Positionen gewährleisten.» United Nations Development Programme, Regional Bureau for Europe 
and CIS, Beyond Transition. Towards Inclusive Societies, UNDP Regional Human Development Re-
port, Bratislava 2011, S. 50, unter: http://europeandcis.undp.org/home/show/BCD10F8F-F203-1EE9-
BB28DEE6D70B52E1 (im Folgenden zitiert als: UNDP Regional Human Development Report). 
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len Sozialpsyche näher kam, als die das Individuum vereinzelnde bürgerlich-

kapitalistische. Auch fühlen sich Zentralasiaten mit jenem kollektivistischen «Wir» 

den normativen Werten ihrer traditionalen islamischen Glaubensgemeinschaft, der 

«Umma», verpflichtet, die seit dem Ende des 7. Jahrhunderts bis zum Beginn der 

sowjetischen Periode die Sozialisation der Menschen grundlegend prägte. Gerade 

der Islam revitalisiert seinen Einfluss im Kontext von Staatsformung und Retraditio-

nalisierung in intensiver Weise. Das Bewusstsein der Bevölkerungen ist folglich ei-

nem gewaltigen Druck der Anpassung an gleichzeitig mehrere, teils gegensätzliche 

Wert- und Normensysteme unterworfen.  

Die Verflechtung von sozialpsychologischer Mentalität und sozioökonomischer 

Spannung ist ein Faktor, der unvermeidlich zur Politisierung der Bevölkerung bei-

trägt und auch den gesamten politischen Prozess mit Emotionalität auflädt. Das bei 

der Steuerung der gesellschaftspolitischen Prozesse zu beachten, erfordert gestei-

gerte Aufmerksamkeit sowohl hinsichtlich der Politikinhalte als auch mit Blick auf 

ihre taktische Umsetzung. Die zentralasiatischen politischen Regime und Herr-

schaftsträger sitzen «im Prozess zwischen den idealtypischen Gegenpolen traditio-

naler und bürgerlich-kapitalistischer Vergesellschaftung»46 bereits zwischen den 

Stühlen. Denn eine von hoher sozialer Ausgrenzung und Perspektivlosigkeit be-

troffene traditionale Gesellschaft wird ihren Zorn zuerst auf jene fokussieren, die sie 

mit der Exklusivität ihres politischen und ökonomischen Machtmonopols und ihren 

exkludierenden Herrschaftsmechanismen provozieren. Sozialer Aufruhr, der von der 

Aggregation der Erwartungen an die soziale Bringepflicht des Herrschers (Staates) 

und einer somit «personifizierbaren» Zuweisung von Verantwortung für Verarmung 

angetrieben ist, birgt das Potenzial hoher Aggressivität und konkreter Zielgenauig-

keit in sich. 

 Der Traditionalismus der Gesellschaft sollte keineswegs als ein versteinertes, son-

dern als evolutionäres Phänomen verstanden werden. In den zentralasiatischen Ge-

sellschaften beruht er auf einem «Legitimitätsverständnis aus [traditionalem, A.S.] 

Gewohnheitsrecht und Normen des sowjetischen Verwaltungsrechts. Aber es ist 

gerade diese eigenartige Synthese, die die Spielregeln sowohl innerhalb der politi-

schen Klasse als auch ihrer Beziehungen zur Gesellschaft bestimmt».47 Diese 

Mischlogik erlaubt grundsätzlich den «starken Führer», den große wirtschaftliche 

und politische Macht auszeichnen. Die Bevölkerung hat ihn sowohl aus der traditio-

nalen als auch sowjetischen Hierarchie verinnerlicht. Die traditionale Gemeinschaft 

auferlegte ihm jedoch Verpflichtungen – er war «für die physische und materielle 

Absicherung des Herrschaftsverbandes [heute: des politischen Systems, A.S.] ver-

antwortlich».48 

 Von daher ist die soziale Psyche der Gemeinschaft auf eine inkludierende Machtba-

lance orientiert und verschließt sich auf Dauer ausgerichteten, exkludierenden 
	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
46 Jung, a.a.O. , S. 162.  
47 Syroežkin, a.a.O., S. 165. 
48 Jung, a.a.O., S. 141. 
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Machtambitionen seitens eines ihrer Subsysteme, z.B. eines regionalen, wie des 

kuljabischen oder dangarinischen in Tadschikistan bzw. eines nördlichen oder südli-

chen wie in Kirgisistan. Sie verschließt sich umso mehr, wenn der Führer seiner 

Pflicht nicht nachkommt, die Reproduktion der materiellen Existenzgrundlagen der 

Gemeinschaft («Pyramide») als Ganzes zu garantieren. Aus dieser Kombination von 

traditionaler Pflicht und dem Versagen bei der Gewährleistung von Überlebensper-

spektiven einer Bevölkerungsmehrheit erwachsen die großen Schwierigkeiten, mit 

denen ein partikulares, autoritäres Regierungsmodell in Zentralasien rechnen muss.  

 

3.3 Politisches Regime – politische Herrschaftsträger – politische Gemein-

schaft 

 

Die gesellschaftspolitische Effektivität der politischen Regime ist messbar an deren 

Umgang mit zwei zentralen Kriterien: der Fähigkeit, die Reproduktion der materiel-

len und immateriellen Existenz- und Entwicklungsbedingungen der Gesellschaft zu 

gewährleisten, sowie an der Koordinierung der Interessen einer Vielzahl «primärer» 

gesellschaftlicher (Sub-)Systeme. Der kritische Punkt ist hier, «die zentralen Steue-

rungsabsichten mit den Autonomiebestrebungen der anderen Systeme zum Aus-

gleich zu bringen».49Letzteres ist entscheidend für die Beziehungen der staatlichen 

Herrschaftsträger zur gesellschaftlichen Sphäre. Die Schlüsselfrage lautet: Wie wer-

den sie der inneren Logik der «Pyramide» gerecht? Der Umgang der Herrschaftsträ-

ger mit diesen Kriterien und die dabei erzielten Ergebnisse lassen erkennen, inwie-

weit zwischen ihnen und der politischen Gemeinschaft eine die Stabilität des ge-

meinsamen Staates gewährleistende Interessensidentität herrscht.  

Der Effektivitätsbewertung ist ein weiteres untrügliches Kriterium zugrunde zu le-

gen: die historische Erfahrung der Gesellschaften. Deren heutiges Erfahrungspoten-

tial reicht zurück bis ins erste Viertel des zwanzigsten Jahrhunderts, dem Beginn der 

staatssozialistischen Periode, die von staats- bzw. genossenschaftlichem Eigentum 

und Vollbeschäftigung gekennzeichnet war und aus der heraus vor zwanzig Jahren 

der Übergang in die Eigenstaatlichkeit erfolgte. Der zentrale Staatshaushalt der 

UdSSR subventionierte die Finanzbudgets der zentralasiatischen Sowjetrepubliken. 

Noch 1990 flossen aus dieser Quelle rund 40 Milliarden US-Dollar in die Region. 

Aus diesen Mitteln konnte z.B. Usbekistan 75 Prozent seiner Sozialausgaben (sechs 

Milliarden US-Dollar) begleichen.50 «Alles in allem verfügte die Bevölkerung in den 

zentralasiatischen Republiken über einen verhältnismäßig hohen Stand an Bildung, 

Gesundheitsversorgung, Kultur, Kunst und Wohlstand. Die Alphabetisierungsrate 

betrug nahezu einhundert Prozent. Der Mittelschulbesuch war obligatorisch. Die 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
49 Linz, a.a.O., S.61-62. 
50 Vgl. V.V. Paramonov, Respublika Uzbekistan v kontekste transformacii [Die Republik Usbekistan 
im Kontext der Transformation], in: Der politische Prozess in Zentralasien, a.a.O., S. 239. 
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Geldbezüge der Bevölkerung waren nicht überschwänglich, dafür jedoch sicher und 

stabil.»51 

Dieser Entwicklungsstand von 1991 war das Ergebnis eines ersten Transformations-

sprungs der zentralasiatischen Gesellschaften, der sie, setzt man die 20er Jahre des 

vorigen Jahrhunderts als Zeitgrenze, nur rund 70 Jahre zuvor aus feudalen Verhält-

nissen herausgeführt hatte. Was feudale Verhältnisse für die allermeisten Menschen 

bedeutete, soll am Beispiel Tadschikistans kurz demonstriert werden.  

Die damalige Elite des östlichen Teils des Emirats von Buchara, aus dem Tadschikis-

tan hervorging, beschränkte sich im Wesentlichen auf den Diwan (Rat) des Emirs, 

seine Verwaltung und islamische Geistliche. Dort waren noch 1926 lediglich 2,2 

Prozent der Gesamtbevölkerung des Lesens und Schreibens mächtig, auf dem Lan-

de nur noch 1,2 Prozent und sogar nur 0,3 Prozent der Frauen und Mädchen.52 In 

den Jahren 1927 bis 1929 besuchten von 1.000 Kindern nur 16 Jungen und neun 

Mädchen eine Grundschule. Der Einführung der allgemeinen Schulpflicht bedurfte 

es bis 1932/1933. Unter großen Anstrengungen konnte das Analphabetentum bis 

1939 bei 71 Prozent der Bevölkerung überwunden werden. Jedoch hatten bis 1940 

erst 3,3 Prozent der Lehrer einen Hochschulabschluss. 1926 standen der Autono-

men Sozialistischen Sowjetrepublik (damals Teil Usbekistans, seit 1929 Tadschiki-

sche Sozialistische Sowjetrepublik) 20 Ingenieure, acht Landwirtschaftsspezialisten 

und 23 Ärzte zur Verfügung, die zumeist russischer Herkunft waren.53 

 Umso drastischer erschütterten die zentralasiatischen Gesellschaften der Zusam-

menbruch des «gemeinsamen Gebäudes» UdSSR und dessen Folgen. Die ersten 

Jahre der Eigenstaatlichkeit waren geprägt von der durch den Zusammenbruch der 

UdSSR und ihres arbeitsteiligen Wirtschaftskreislaufes bedingte katastrophale Ver-

schlechterung der wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit. Besonders gravierend wirkte 

sich die ersatzlose Vernichtung des Systems sozialer Reproduktion der Gesellschaft 

im Staatssozialismus im Gefolge der Privatisierung des staatlichen und genossen-

schaftlichen Eigentumssektors aus. Letzterer erfüllte eine zentrale Funktion bei der 

Versorgung der Bevölkerung mit Verbrauchsgütern, Wohnraum, medizinischer Be-

treuung, Erholungseinrichtungen, Kindergärten, Bildungs- und Kultureinrichtungen 

sowie bei der Rentnerbetreuung. Diese sozialen Folgen der westlichen Orientierung 

auf eine neoliberale «Schocktherapie» trafen die wirtschaftlich schwächeren Staaten 

wie Kirgisistan und Tadschikistan besonders hart. Die meisten zentralasiatischen 

Gesellschaften vermochten sie bis auf den heutigen Tag nicht zu verkraften.  

Die Gegenüberstellung zweier Transformationsepochen, die über die zentralasiati-

schen Gesellschaften in rund einem dreiviertel Jahrhundert hinweg zogen – vom 

tiefsten orientalischen Feudalismus und Sultanismus in den Staatssozialismus sow-

jetischer Prägung und von dort in die kapitalistische Produktions- und Aneignungs-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
51 Usmonov, a.a.O., S. 300-301. 
52 Vgl. Khanna N. Drikker, Formirovanie klassov socialističeskogo obščestva v Tadžikistane [Die Ent-
stehung der Klassen in der sozialistischen Gesellschaft Tadschikistans], Duschanbe 1983, S. 72. 
53 Vgl. ebenda, S. 73. 
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weise – führt zu folgendem vorläufigen Fazit: Wenn die ökonomische und soziale 

Entwicklung im größten Teil des 20. Jahrhunderts aufsteigend war, so bringt die 

zweite, jetzige Transformationsetappe für die Lebensumstände der Masse der Be-

völkerung Stagnation oder sogar Regression.  

 

3.4 Die Systemfrage – das Auseinanderklaffen der Interessen von politi-

scher Gemeinschaft und politischen Herrschaftsträgern 

 

Die Führung der zentralasiatischen Gesellschaften durch gleichartige politische Re-

gime und Herrschaftsträger brachte bei analogen sozialen Rahmenbedingungen 

eine Reihe übereinstimmender, gravierender Entwicklungsdefizite hervor. Diese 

verdeutlichen, auf welchen Gebieten und in welchem Maße die Interessen zweier 

Grundpfeiler des politischen Systems – der politischen Gemeinschaft und der politi-

schen Herrschaftsträger – auseinanderklaffen. Jener Interessenwiderspruch, sein 

Erkennen, das Umsetzen in Wünsche, Forderungen und Aktionen in der politischen 

Gemeinschaft sowie das Reagieren und Agieren der Herrschaftsträger werden den 

politischen Prozess in der Region in der kommenden Zeit bestimmen und dynami-

sieren.  

Die Bewertung der Entwicklungsdefizite kann anhand der folgenden verallgemei-

nernden Frage vorgenommen werden: Waren die Herrschaftsträger in zwanzig Jah-

ren Transformation und Staatsformung ausreichend effektiv, um ihre Staaten auf 

den Weg in die Moderne zu lenken (was es wiederum erforderlich macht, die Frage 

nach dem «modernen zentralasiatischen Staat» zu stellen und konzeptionell zu be-

antworten), den Produktivkräften dynamisches Wachstum und den Bevölkerungen 

befriedigende Lebensqualität sowie soziale Perspektiven zu ermöglichen?  

Die Systemfrage so zustellen, ist nicht gleichbedeutend mit der Machtfrage. Letzte-

re würden die Herrschaftsträger allerdings dann selbst provozieren, verschlössen sie 

sich einer kritischen und selbstkritischen Reflexion der Effektivität ihrer Regime und 

daraus zu ziehenden Folgerungen.  

Welche Entwicklungsdefizite könnten die innere Stabilität der politischen Systeme 

aus dem Gleichgewicht bringen? 

 

Schwache wirtschaftliche Grundlagen für eine selbsttragende ökonomische Ent-

wicklung  

Mit Ausnahme Kasachstans und Turkmenistans, die auf Gewinne und einen gewis-

sen Industrialisierungsschub aus der Grundrente (Erdöl- und Erdgas) bauen können, 

befinden sich die jungen Staaten Zentralasiens in derselben wirtschaftlichen Aus-

gangslage wie die meisten Entwicklungsländer: Sie sind abhängig von der Gewin-

nung und dem Export von Rohstoffen und Energieträgern, d.h. fossilen Brennstof-

fen und Hydroenergie sowie Edelmetallen, Baumwolle, Erzen, Aluminium und Uran. 

Der Export von Arbeitskräften und deren Geldsendungen sind gegenwärtig eine 
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«Lebensader für die zentralasiatischen Herkunftsländer» Kirgisistan, Tadschikistan 

und Usbekistan,54 was belegt, dass die ökonomischen Grundlagen dieser Staaten zu 

schwach sind, um beträchtliche Teile ihrer eigenen arbeitsfähigen Bevölkerung zu 

ernähren. 

Die strategischen Gefahren dieser einseitigen Wirtschaftsprofilierung sind bekannt: 

materiell-technische Unterentwicklung, hohe Abhängigkeit von den Preisschwan-

kungen auf den Rohstoffmärkten, Arbeitslosigkeit und Umweltschäden. Hinzu 

kommt, dass sich lediglich kleine Unternehmergruppen den Gewinn aus dem Roh-

stoffexport aneignen, was zu einem schwachen Binnenmarkt führt und die soziale 

Polarisierung vorantreibt.  

 

Inakzeptable Lebensqualität  

Die gesamte Region ist heute mit einer fundamentalen Verschlechterung der sozia-

len Lebensumstände konfrontiert. Dabei fallen nicht mehr allein die negativen quan-

titativen Parameter wie niedriges Prokopfeinkommen, große Armut und Arbeitslo-

sigkeit oder schlechte bis gar keine sozialen Vorsorgesysteme55  ins Gewicht. Viel-

mehr geht es bereits um deren qualitativen Sprung zu massenhafter sozialer Aus-

grenzung und Spaltung in den Gesellschaften. Diese Tiefenwirkungen beschreibt 

der UNDP-Entwicklungsbericht 2011 in einer Bewertung der sozialen Entwicklungs-

indikatoren im zwanzigjährigen Zeitraum seit dem Beginn der Transformation wie 

folgt:  

 

«Der Social Exclusion Index zeigt, dass das Risiko sozialer Ausgrenzung für 

die Menschen in Zentralasien besonders hoch ist. [...] Das Wirtschaftswachs-

tum hat keine annehmbaren Arbeitsplätze für die zahlenmäßig große Land-

bevölkerung Zentralasiens geschaffen, was zu weit verbreiteter Arbeitslosig-

keit, einer hohen Konzentration ländlicher Armut und zu – interner und exter-

ner – Arbeitsmigration als wichtigster Bewältigungsstrategie geführt hat. 

Wirtschaftliche Ausgrenzung trägt wiederum zum Ausschluss von sozialen 

Diensten bei, da Menschen mitniedrigem Einkommen nicht in der Lage sind, 

informelle Zahlungen zu leisten, die den extrem niedrigen Anteil des BIP, der 

für Gesundheitsausgaben aufgewendet wird, ergänzen. Wirtschaftliche Aus-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
54 In den Boomjahren 2004 bis 2008 verließen ca. 500.000-800.000 Kirgisen, 600.000 Tadschiken 
und mehr als zwei Millionen Usbeken auf der Suche nach Arbeit ihre Heimat, davon arbeiteten etwa 
60 Prozent der Usbeken, 80 Prozent der Kirgisen und 90 Prozent der Tadschiken in Russland. Im Jahr 
2008 entsprach der geschätzte Umfang der Rücküberweisungen nach Tadschikistan 49 Prozent des 
Bruttoinlandsprodukts, in Kirgistan 27 Prozent und in Usbekistan 13 Prozent. Ihre enorme Bedeutung 
wird an der Tatsache deutlich, dass sie ein sehr viel größeres Volumen als offizielle Entwicklungshil-
fezahlungen und ausländische Direktinvestitionen haben. Laut einer Umfrage (2007) unter Arbeits-
migranten in verschiedenen russischen Städten hingen 17-29 Prozent ihrer Familien zu Hause völlig 
von den Geldtransfers ab, 35-50 Prozent zur Hälfte und 11-26 Prozent noch zu einem Viertel. Vgl. 
Brigitte Heuer, Harte Zeiten für Arbeitsmigranten. Auswirkungen der globalen Rezession auf die Ar-
beitsmigration, in: Zentralasien-Analysen 27/2010, 29. Januar 2010, S. 2-6. 
55 So in Tadschikistan. 
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grenzung wird in vielen Fällen an zukünftige Generationen weitergegeben, da 

die Unterschiede zwischen Stadt und Land z.B. bedeuten, dass Kindern der 

Zugang zu einer ordentlichen höheren Schulbildung verwehrt wird und sie 

möglicherweise gezwungen werden, zu Hause zu bleiben, um im Haushalt zu 

helfen. Kleinere Kinder haben keinen Zugang zu Vorschulerziehung, die ihnen 

einen guten Start ermöglichen und ihnen helfen würde, eventuelle Nachteile 

in nachfolgenden Bildungsstufen ausgleichen. Infolge fehlender Investitionen 

in die soziale Infrastruktur ist für die Landbevölkerung die Versorgung mit 

Energie, Heizung oder fließendem Wasser nicht zuverlässig gewährleistet, 

was zur Einkommens- und Beschäftigungsunsicherheit noch hinzukommt.»56 

 

 

Nach diesem Bericht gelten gegenwärtig in Kasachstan 32 Prozent der Bevölkerung 

und in Tadschikistan 72 Prozent als «sozial ausgegrenzt».57 Es hat sich ein umfang-

reicher «informeller Arbeitssektor» entwickelt, der bereits mehr als 50 Prozent des 

Arbeitsmarkts in Zentralasien ausmacht.58 Die in ihm Beschäftigten arbeiten ohne 

formelle Arbeitsverträge und haben keine Versicherungs- oder Pensionsansprüche. 

Letzteres bedeutet, dass sich die Verarmung zukünftig noch weiter ausbreiten wird. 

Aus dieser Schicht rekrutieren sich die Bewohner sozial fragiler, Slum-ähnlicher 

Siedlungen an den Stadträndern, die die urbanen Zentren mit potenziellen sozialen 

Krisengürteln umgeben und deren oft gemischte ethnische Zusammensetzung ein 

hohes Konfliktpotenzial aufweist.  

 

Jugendprobleme  

Die Bevölkerung der zentralasiatischen Staaten wird immer jünger. Sie wächst jähr-

lich um durchschnittlich 1,7 Prozent; inzwischen sind 30 Prozent der Einwohner 

jünger als 15 Jahre. Dieses Strukturproblem zeigt sich akut in der Jugendarbeitslo-

sigkeit, die in den zentralasiatischen Staaten mit Ausnahme Kasachstans derzeit auf 

über 20 Prozent geschätzt wird.59 Ein Viertel der kasachischen Bevölkerung wurde 

nach 1991 geboren. Kinder (0-14 Jahre) und Jugendliche (15-29 Jahre) machen in 

Kasachstan 33 bzw. 28 Prozent des sozial ausgegrenzten Bevölkerungsanteils aus 

und in Tadschikistan 73 bzw. 72 Prozent.60 Der Anteil von Kindern in Haushalten mit 

einem Einkommen von unter 2,5 US-Dollar pro Tag und Kopf betrug 2005 in Kirgi-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
56 UNDP Regional Human Development Report, a.a.O. (Anm. 19), S. 50.Unter «sozialer Ausgren-
zung» subsumiert der Bericht Armut, das Fehlen grundlegender Fertigkeiten, geringe Beschäfti-
gungs- und Bildungsmöglichkeiten sowie den unzureichenden Zugang zu sozialen und kommunalen 
Netzwerken und Aktivitäten. Vgl. ebenda, S. 8. 
57 Vgl. ebenda, S. 38. 
58 Vgl. ebenda, S. 25. 
59 Vgl. Andrea Schmitz/Alexander Wolters, Revolutionen in Zentralasien?, in: Zentralasien-Analysen 
43-44/2011, 29. Juli 2011, S. 2-5. 
60 Vgl. UNDP Regional Human Development Report, a.a.O. (Anm. 57), S. 43. 
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sistan 90 Prozent, in Usbekistan 80 Prozent und in Tadschikistan 75 Prozent.61 Der 

Anteil der 15-29-Jährigen an den 1,5 Millionen tadschikischen ArbeitsmigrantInnen 

beträgt 53 Prozent.62Von den Arbeitslosen in der tadschikischen Landwirtschaft sind 

83,6 Prozent unter 40 Jahre alt.63 

Eine Analyse der Situation in Kasachstan stellt zur Jugendarbeitslosigkeit fest: 

 

«Von den arbeitslosen Jugendlichen verfügt ein beträchtlicher Teil über eine 

– nicht selten im Ausland erworbene – Hochschulbildung. Aber diese jungen 

Spezialisten werden von niemandem gebraucht. Die alten Kader sehen in 

ihnen eine überflüssige Konkurrenz. Gleichzeitig vollzieht sich ein Prozess, in 

dem sich die marginalisierten Jugendlichen, zumeist Binnenmigranten, zu-

sammenschließen. Sie siedeln sich in den Vororten der großen Städte an, wo 

sie keiner Aufsicht unterliegen. Allein in den Vororten Almatys leben mehr als 

60.000 solcher Migranten. Sie schließen sich häufig zu radikal geneigten 

Gruppen zusammen. Seit einiger Zeit lässt sich beobachten, dass die Jugend 

sich zunehmend pseudo-religiösen Gruppierungen anschließt. Auch solchen 

extremistischen Charakters.»64 

 

Soziologische Studien in der Region stellen fest, dass die kritische sozioökonomi-

sche Situation und die zunehmende Archaisierung der sozialen Beziehungen insbe-

sondere in der Jugend eine Deformierung des Wertesystems und der soziokulturel-

len Sphäre bewirken. Die Schwäche der produktiven Sphäre und die hohe Arbeits-

losigkeit verdrängen die Arbeit als zentrale Einkommensquelle und steigern die At-

traktivität nichtökonomischen, parasitären Einkommenserwerbs. «Abhängigkeiten, 

Zwang, fehlendes Verantwortungsbewusstsein, hierarchische vertikale Beziehun-

gen, Obrigkeitsverhalten, Unterwerfung.[…] Es vollzieht sich ein soziokultureller Ar-

chaisierungspozess der sozialen Beziehungen und der menschlichen Lebensfüh-

rung. […] Die Verarmung der Arbeitswelt ist der soziale Preis, den wir für die Re-

formen bezahlen.»65 

 

Die politische Ausgrenzung der Bevölkerungsmehrheit 

Die Mehrheit der Bevölkerung wurde nicht nur in wirtschaftlicher, sondern auch in 

politischer Hinsicht einer durch sie nicht beeinflussbaren Entwicklung ausgeliefert. 

Sie bekam nicht die Möglichkeit demokratischer Mitbestimmung bei den Entschei-

dungen über die gesellschaftspolitische Orientierung ihres jungen Staats, über den 

Charakter seiner politischen Ordnung oder bei sonstigen Reformen. Die politische 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
61 Vgl. ebenda, S. 18. 
62 Vgl. Chojamachmad Umarov, Krisis v Tadžikistane [Die Krise in Tadschikistan], Duschanbe 2010,  
S. 217. 
63 Vgl. ebenda, S. 218. 
64 Vgl. Syroežkin, a.a.O., S. 146. 
65 Šonazar Šoismatulloev, Tadžikistan v zerkale preemstvennosti i smeny pololenii, [Tadschikistan im 
Spiegel von Kontinuität und Generationenwechsel] Duschanbe 2008, S. 195. 
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Lenkung der Transformationsprozesse lag bei Kräften, die weder von ihrer sozialen, 

noch von politischen Perspektiven her sich eine gerechtere Gesellschaft zum Ziel 

setzten. Die neue politische Macht blieb wie ihre sowjetische Vorgängerin undemo-

kratisch. Sie erwies sich als monozentristisch, autoritär und nur eingeschränkt plura-

listisch; sie konnte keine nationale Identität stiftende Ideologie zur Verfügung stellen 

und hatte kein Interesse an einer demokratischen Mobilisierung ihrer Bevölkerung 

zur Mitbestimmung über die Staatsformungsprozesse. Auf dem Gebiet der Religion 

hielt sie am alten sowjetischen Verständnis von Säkularismus fest. Dieses trennte 

den Staat von der Religion seiner Bevölkerung, während das originäre europäische 

Säkularismusverständnis Staat (Staatsmacht) und Kirche voneinander trennt. Der 

neue säkulare Staat unterwarf sich das religiöse Leben, reglementierte die Religi-

onsfreiheit und nimmt islamische politische Akteure als Gegner wahr. Im Großen 

und Ganzen erschwert dieser Charakter der Macht die Demokratisierung und die 

politische Flexibilität, die erforderlich sind, um innere Spannungen zu reduzieren 

und zu einem möglichst breiten gesellschaftlichen Konsens in den zentralen Fragen 

von Transformation, Staatsformung und innerstaatlicher Konfliktprävention zu ge-

langen.  

 

Die Zerbrechlichkeit der politischen Systeme  

Die Tatsache, dass die politischen Regime Zentralasiens als teilweise polizeistaatlich 

gestützte Monolithen erscheinen, kann nicht darüber hinwegtäuschen, dass sie sich 

auf eine nur schmale gesellschaftliche Basis stützen können. Die geschilderten 

Entwicklungsdefizite untergraben zwangsläufig das Vertrauen der Bevölkerungen in 

die Regierung. Dieser Zustand ist, wie UNDP für die Region einschätzt, bereits er-

reicht: 

 

«Die Menschen trauen [...] Regierungsinstitutionen nicht, von denen sie an-

nehmen, dass sie nur ihre eigenen Interessen schützen […] Fehlendes Ver-

trauen in die Institutionen führt zum Scheitern des Gesellschaftsvertrags zwi-

schen Bürgern und Staat.»66 

 

Nach dem Habitus der traditionalen Gesellschaft bedeute das, dass der «Gesell-

schaftsvertrag» zwischen den Klan- und Familienverbänden einerseits und dem 

Staat andererseits verletzt ist. Die gesellschaftliche «Pyramide» steht quasi auf dem 

Kopf, weil die Herrschaftsträger nicht dem überwölbenden Interesse der politischen 

Gemeinschaft und deren Erwartung entsprechen, nämlich ihr einen realen Zuge-

winn an Qualität ihrer Reproduktions- und Lebensbedingungen zu gewährleisten. 

Wenn es das Ziel von Transformation ist, einen Gesellschaftszustand durch einen 

neuen, besseren zu ersetzen, so kommt man um das Urteil nicht herum, dass diese 

Hoffnung bisher nicht erfüllt wurde.  

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
66 UNDP Regional Human Development Report, a.a.O., S. 3 und 32. 
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Dafür gibt es viele Gründe, darunter auch objektive, kurzfristig nicht lösbare. Unab-

hängig davon aber bilden diese grundsätzliche Erwartung der politischen Gemein-

schaft einerseits und das Vermögen oder Unvermögen der politischen Herrschafts-

träger, sie zu erfüllen, andererseits den grundsätzlichen Widerspruch im politischen 

Prozess. Solange die Herrschaftsträger und die politische Gemeinschaft nicht be-

ginnen, diesen aufzulösen, werden wir es mit einer latenten Krise des politischen 

Systems zu tun haben. Sie wird am stärksten dort durchschlagen, wo wirtschaftli-

che Schwäche, sozioökonomische Verwerfungen und politische Steuerungsdefizite 

zusammenkommen und sich gegenseitig verstärken. Das scheint vor allem in Kirgi-

sistan und Tadschikistan der Fall zu sein.67 

Ob und in welcher Form die Krise in einen offenen Konflikt umschlägt, hängt we-

sentlich von zwei Faktoren ab: erstens von der subjektiven Wahrnehmung der Wi-

dersprüche und deren Übersetzung in eine Sprache, mit der sich die Mehrheit der 

politischen Gemeinschaft zu assoziieren vermag; und zweitens vom Kräfteverhältnis 

zwischen den Konfliktseiten. Wesentlich ist auch der Charakter der Widersprüche: 

ob sie friedlich und auf Konsensbasis regelbar sind oder einen eher unüberbrückba-

ren, d.h. andere Seiten ausschließenden Charakter aufweisen.  

Die Widersprüche in Bezug auf die Lösung der sozialen Fragen und daraus zu er-

wartende Konflikte können leicht eine große gesellschaftliche Breitenwirkung errei-

chen und grundsätzliche Aspekte wie z.B. die ordnungspolitischen Orientierung des 

Staates in Frage stellen. Letzteres kann in Zentralasien mit seiner muslimischen Be-

völkerungsmehrheit nicht ausgeschlossen werden. Die Anreicherung sozialen Pro-

tests mit religiösen, islamischen Werten ist hier bereits im vollen Gange. Dass der 

politische Islam mit einer soziale Gerechtigkeit einfordernden Sprache ins Spiel 

kommt, scheint nur eine Frage der Zeit. Die Mechanismen einer solchen Entwick-

lung wären nicht neu: Zunächst äußern sich die sozialen Erwartungen der Bevölke-

rung sich in religiöser Verbrämung, die sich dann unter bestimmten Bedingungen in 

einem zweiten Sprung in konkrete politische Ziele umwandeln – in die Forderung 

nach einem islamischen, sozial gerechten Staat.68 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
67 Die Jugendarbeitslosigkeit in Tadschikistan liegt nach Einschätzung tadschikischer Experten bei 60 
Prozent. 2007 lebten 17,4 Prozent der Bevölkerung unterhalb der Versorgungsgrenze mit Lebensmit-
teln. Im UNDP Human Development Index liegt Kirgisistan auf Rang 126, Tadschikistan belegt Rang 
127 von insgesamt 187 Staaten (Rang 187: Demokratische Republik Kongo, Rang 1: Norwegen); 
siehe UNDP Human Development Index (HDI) – 2011 Rankings, unter: 
http://hdr.undp.org/en/statistics. Im Failed State Index des Fund for Peace erreicht Kirgisistan mit 
91,8 (von maximal 120) Punkten Rang 31 (von 177 Staaten), Tadschikistan belegt mit 88,3 Punkten 
Rang 39 (Rang 1 der gescheiterten Staaten hält mit 113,4 Punkten Somalia, Finnland liegt mit 19,7 
Punkten auf Platz 177); siehe: The Fund for Peace’s Failed States Index, unter: 
http://www.fundforpeace.org/ global/?q=fsi. Als Indikatoren wurden herangezogen: massives Auf-
kommen von Flüchtlingen bzw. Binnenvertriebenen, ungleichmäßige wirtschaftliche Entwicklung, 
Armut, Menschenrechtsverletzungen und Verstöße gegen die Rechtsstaatlichkeit. 
68 Vgl. Arne C. Seifert, Der politische Islam in Zentralasien - Gegner oder demokratischer Partner?, 
CORE-Working Paper, No. 25, Hamburg, November 2012. Einzusehen unter http://www.core-
hamburg.de/documents/CORE%20WP25.pdf. 
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Einem solchen Verlauf käme entgegen, dass soziale Bewegungen, Gewerkschaften 

oder linke Parteien und Strömungen mit alternativen Projekten für soziale Gerech-

tigkeit in der politischen Szene Zentralasiens schwach sind. Außerdem haben die 

säkularen politischen Parteien ohnehin einen relativ geringen und zudem weiter ab-

nehmenden Breiteneinfluss.69 Infolgedessen kommt die große menschliche Protes-

tenergie in der sozialen Frage dem politischen Islam zugute.  

Der zweimalige Sturz der Herrschaftsträger in Kirgisistan reichert den politischen 

Prozess in Zentralasien mit neuen Erfahrungen und Fragen hinsichtlich zweier wei-

terer zentraler Konfliktfelder an: der Eigentumsrechte und der Fähigkeit der Herr-

schaftsträger zu konfliktreduzierender Koordinierung der Interessen der gesell-

schaftlichen (Sub-)Systeme.  

 

Zur Eigentumsfrage 

Die endgültige und verfassungsrechtlich garantierte De-facto-Eigentumssicherung 

ist ein wesentlicher Konfliktfaktor in den zentralasiatischen Eliten. In Zentralasien 

bedeutet die De-jure-Sicherung von Privateigentum bei Weitem noch kein De-facto-

Eigentumsrecht. Letzteres hängt in letzter Instanz von der Duldung durch die Be-

hörden ab. Willkürliche Enteignungen durch «interessierte» Herrschaftsträger sind 

noch immer an der Tagesordnung. In Kasachstan beklagten in einer soziologischen 

Untersuchung 56 Prozent der befragten Unternehmer ihre Abhängigkeit von der 

herrschenden politischen Elite.70 In Kirgisistan führte die Machtübernahme durch 

den zweiten Präsidenten Bakijew zu einer massenhaften Konfiszierung und Umver-

teilung von Eigentum.71 

Dieser Konfliktgegenstand erhält durch die Verflechtung von politischer und öko-

nomischer Macht starke politische Brisanz. Denn in beiden kirgisischen Umstürzen 

wurde der gleichzeitige, ja nachgerade «automatische» Verlust von politischer Herr-

schaft und wirtschaftlichem Eigentum erstmals in Zentralasien zur realen Variante 

der politischen Konkurrenz und Fragmentierung in und zwischen den Eliten. Offen 

bleibt, inwieweit diese neue Realität die Herrschaftsträger zum Nachdenken darüber 

anregt, wie sie im Falle eines politischen Machtverlusts wenigstens ihr wirtschaftli-

ches Eigentum retten können. Es kann also angenommen werden, dass die neue 

Bourgeoisie als Ganzes bereit wäre, sich auf eine Beibehaltung des bereits gängigen 

Prinzips der Unteilbarkeit von politischer und ökonomischer Macht zu verständigen, 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
69 Der UNDP Regional Human Development Report stellt hierzu fest: «Die Mitgliedschaft in einer 
Vereinigung, einem Club oder einer Freizeitgruppe ist in Zentralasien (Tadschikistan: 21 Prozent) und 
Kasachstan (21 Prozent) am niedrigsten. […] Sechs Prozent der Befragten im Social Inclusion Survey 
gaben an, sich parteipolitisch zu betätigen (weit hinter der Teilnahme an kulturellen Veranstaltun-
gen). Politisch aktive Männer in Tadschikistan […] machen 14 Prozent der Befragten aus. Mit vier 
Prozent lag die Mitwirkung in politischen Parteien in Kasachstan am niedrigsten. […] Frauen sind im 
politischen Leben stark unterrepräsentiert.» UNDP Regional Human Development Report, a.a.O., S. 
31-32.  
70 Vgl. Syroežkin, a.a.O., S. 133. 
71 Vgl. Omarov, a.a.O., S. 213. Es sei daran erinnert, dass das gleiche Phänomen auch in der Ukraine 
zu beobachten war, als Julia Timoschenko kurzzeitig als Ministerpräsidentin an die Macht kam. 
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dann aber zu allgemeinverbindlichen Spielregeln. Sollte sich Letzteres allerdings als 

nicht erreichbar erweisen, behält die Eigentumsfrage nicht nur ihre Sprengkraft in 

und zwischen den Eliten, sondern könnte sogar zu einem echten Konflikt führen. 

 

Zur Koordinierung der Interessen der gesellschaftlichen (Sub-)Systeme 

Mit der Abschaffung des Präsidialregimes und dem Übergang zum parlamentari-

schen System zog die 2010 in Kirgisistan an die Macht gekommene Gruppe die 

Schlussfolgerung aus dem Versagen, die Interessenskonflikte der regional fragmen-

tierten Eliten im Norden und im Süden Kirgisistans zivil zu regeln. Das Versagen der 

beiden vorherigen Präsidenten Akajew (aus dem Norden) und Bakijew (aus dem 

Süden) gerade in dieser Frage führte zu zwei Staatsstreichen – Süd gegen Nord und 

umgekehrt. Dies beleuchtet zugleich eine Problematik von allgemeiner regionaler 

Relevanz: die Tendenz zur Herausbildung «einzelner Kraftzentren, die gesellschafts-

politische Geltung beanspruchen. [Diese Tendenz] droht die Balance zwischen den 

einzelnen Zentren aus dem Gleichgewicht zu bringen und führt zu Interessenkonflik-

ten zwischen praktisch allen Gruppen des politischen Establishments. Infolgedessen 

wird sich die politische Landschaft, die bisher verhältnismäßig homogen erscheint, 

angesichts des Fehlens geregelter Mechanismen der Herrschaftsnachfolge in eine 

Arena von Interessen- und Rivalitätskonflikten zwischen Gruppierungen und Allian-

zen verwandeln.»72 

Die kirgisische Entscheidung hat mit der Frage nach der Kohärenz der politischen 

Regime in Zentralasien ein kritisches Thema auf die Tagesordnung zentralasiatischer 

und europäischer Politik gesetzt, und hier vor allem auf diejenige der OSZE, haben 

sich doch die Staaten der Region mit der Anerkennung der Charta von Paris für ein 

neues Europa von 1990 dazu verpflichtet, «die Demokratie als die einzige Regie-

rungsform [...] aufzubauen, zu festigen und zu stärken.»73 

Damit öffnet sich eine Zwickmühle: Einerseits ist der Westen mit der seinem Demo-

kratieverständnis nicht entsprechenden Gestaltung der präsidialen Regime in Zent-

ralasien unzufrieden, andererseits scheinen diese aber auch mit der Spezifik der tra-

ditionalen Organisation der eigenen Gesellschaften zu kollidieren. Die zentralasiati-

schen Regime befinden sich somit in einem innerstaatlichen wie internationalen 

Zwiespalt.  

Zweifel an der Wahl zwischen präsidialem und parlamentarischem Regime unter 

den zentralasiatischen Rahmenbedingungen meldeten Experten der Zentralasien-

Arbeitsgruppe bereits in einer Einschätzung zum kirgisischen Machtwechsel 2010 

an: «Für die noch verhältnismäßig schwachen Staaten Zentralasiens erweist sich 

das Präsidialregime mit seiner Machtkonzentration in den Händen des Staatsober-

hauptes und dem Fehlen eines Systems von Kräften und Gegenkräften als nicht op-

timal. Andererseits ist es äußerst schwierig, die Vor- und Nachteile einer präsidialen 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
72 Syroežkin, a.a.O., S. 189. 
73 Charta von Paris für ein neues Europa a.a.O. , Vgl. FN 13. 
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bzw. parlamentarischen Republik gegeneinander abzuwägen. Bei allen negativen 

Eigenschaften des Präsidialregimes – angesichts der gesellschaftlichen Fragmentie-

rung, unvermeidlicher partikularistischer Konflikte und von Wahlmanipulationen 

würde auch die Ausstattung des Parlaments mit größeren Rechten ein Land unre-

gierbar machen.»74 

Andererseits verschärft der gegenwärtige Zustand der Machtmonopolisierung durch 

gesellschaftliche Minoritäten einen der «Pyramide» inhärenten Widerspruch zwi-

schen den gesamtgesellschaftlichen Pflichten des Herrschers, der «für die physi-

sche und materielle Absicherung des Herrschaftsverbandes verantwortlich ist»,75 

einerseits und der permanenten Konkurrenz und dem Misstrauen zwischen den 

Subsystemen der politischen Gemeinschaft und gegenüber den Herrschaftsträgern 

andererseits. Das traditionelle System entsprach diesen zwei unterschiedlichen Zu-

grichtungen, die sich gegenseitig ausschließen und ergänzen und insofern ein spe-

zifische Variante von Kräften und Gegenkräften verkörpern, durch informelle, (noch) 

nicht institutionalisierte Mechanismen des Interessenausgleichs («Mahalla» und an-

dere Konsultationsformen) zwischen Klans, Großfamilien, Stämmen und anerkann-

ten Führern. Auf diese Art und Weise kam ein «Gesellschaftsvertrag» zu strategisch 

wichtigen Fragen zustande, der sich auf seine Verankerung in den und Legitimation 

durch die traditionellen Strukturen berufen konnte. Der jetzige Zustand mehr oder 

weniger minoritärer Machtmonopolisierung stellt hingegen dieses System auf den 

Kopf, provoziert den sozialen Habitus der traditionalen Gesellschaft und beraubt sie 

ihrer «natürlichen» Fähigkeit zur Konfliktbewältigung.  

Damit stellt sich die Frage nach dem «starken Staat», der eine unverzichtbare Vo-

raussetzung für die Steuerung der komplizierten Transformations- und Staatsfor-

mungsprozesse ist – nach seinem Charakter und seiner Vereinbarkeit mit Demokra-

tie sowie deren zentralasiatischer Ausformung. Die Antwort ist im Verständnis der 

Formel «starker Staat» selbst zu suchen. Unter den gegebenen Verhältnissen müss-

te dieser ein Regime sein, das im Stande ist, die «Pyramide» wieder auf ihre Füße, 

d.h. eine breite gesellschaftliche Basis zu stellen. Dem würde ein intermediäres Re-

gierungssystem am nächsten kommen. Dieses müsste in der Lage sein, in der Ver-

fassung verankerte Kompromissmechanismen zwischen den Subsystemen und 

dem politischen Regime zu schaffen. Das hätte den Vorzug, dem Übergangscharak-

ter der Gesellschaft Rechnung zu tragen, in dem Formen traditionaler sowie begin-

nender bürgerlicher Vergesellschaftung gleichzeitig existieren und miteinander in 

Konflikt geraten. Es würde den Weg in eine spezifisch zentralasiatische Form reprä-

sentativer Demokratie öffnen und die Gesellschaft auf das Hineinwachsen in diese 

vorbereiten. Es hätte den Vorteil, mittels seiner Kompromissmechanismen flexibel 

auf gesellschaftliche Spannungen reagieren zu können. In einem solchen evolutio-

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
74 Arne Seifert/Irina Zvjagelskaja, Razvitie političeskoj situacii v gosudarsvach Centralnoj Azii [Die 
Entwicklung der politischen Lage in den zentralasiatischen Staaten im Kontext der Transformation], 
Moskau 2010, S. 9-10. 
75 Jung, a.a.O.,S. 141. 
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när ausgerichteten Prozess könnte sich ein stärker auf die Interessen der politischen 

Gemeinschaft konzentrierter Regierungsansatz entwickeln, der auch den Charakter 

politischer Herrschaft verändert – weg von direkten, autoritären Eingriffen in die Ge-

sellschaft, einer einzigen (partikular) gestützten Machtressource und der Hand-

lungsautonomie der Staatsmacht. «Im Ergebnis dessen bilden sich transparente 

Spielregeln heraus, erlangt die Politik öffentlichen Charakter, wächst die gesell-

schaftliche Kontrolle der Herrschaftsträger. Ein solcher Prozess erhöht die Legitimi-

tät der Macht und des Eigentums, verleiht dem politischen System Dynamik und 

erhöht die Stabilität des Landes. Die Gesellschaft wird befähigt, zur Lösung beste-

hender Probleme beizutragen, und übernimmt somit ihren Teil der Verantwortung 

für die Zukunft ihres Landes.»76 

 

4 Wie weiter mit dem Autoritarismusproblem? 

 

Aus der Analyse ergeben sich folgende Thesen: 

 

1.  

Die Absicht, den Umgang mit autoritären politischen Regimen alternativ zu über-

denken, hat folgende Prämissen zu berücksichtigen: Erstens, die Notwendigkeit, 

innere Konflikte friedlich zu regeln. Zweitens, das Verwerfen einer Strategie, die da-

nach trachtet, durch externe Intervention mit dem Ziel von «Regime Change» das 

westliche politische Entwicklungsmodell vier Fünfteln der Weltbevölkerung aufzu-

nötigen und dafür Kriege zu führen oder zu protegieren. Drittens, die Gesellschaften 

(hier Zentralasiens) bedürfen in ihren ureigenen Entwicklungs- und Emanzipationsin-

teressen der Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit und Einhaltung der Menschen-

rechte. Zu nachhaltiger, weil in einer Gesellschaftsmehrheit verankerter  Demokratie 

wird es keinen anderen friedlichen Weg geben als den evolutionären. Viertens, das 

Bewahren von internationalem Frieden, Sicherheit und Zusammenarbeit. Unter den 

Bedingungen des Herausbildens neuer internationaler Machtzentren und der Kon-

kurrenz mit den «alten» wird  konsequent demokratisches Verhalten zur einzigen 

Alternative zu neuen Kriegen.  

 

2. 

Um in einem solchen generellen Kontext einen Platz für linke alternative Sichten zu 

bestimmen, sollten folgende, miteinander verbundene Gesichtspunkte in Betracht 

gezogen werden: 

 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
76 Der politische Prozess, Syroežkin, a.a.O., S. 156. 
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Die Linke ist einem breiten emanzipatorischen Projekt verpflichtet, der Humanität,  

Würde, Sicherheit und Selbstachtung des Menschen, das sowohl, soziale, gesell-

schaftliche, als auch nationale und internationale Ziele beinhaltet und zu berücksich-

tigen hat. Bezogen auf den Umgang mit autoritären Herrschaftsformen im hier er-

fassten Kontext (Zentralasien, post-sowjetischer Raum) wäre der emanzipatorische 

Gehalt linker Verhaltungsweise so zu bestimmen, dass er sich von den westlichen 

Strategien neoliberaler und politischer Unterwerfung sowie Kulturimperialismus‘77 

grundsätzlich unterscheidet. 

 

Gemessen am Prinzip gesellschaftspolitischer Emanzipation verlaufen die grundle-

genden inneren Entwicklungsprozesse gegenwärtig in reaktionärer Richtung. Insbe-

sondere trifft das zu für den Charakter der Macht, sozio-ökonomischer Entwicklung, 

gesellschaftlicher Partizipation und die Annäherung an die entwicklungspolitischen 

Milleniumsziele der Vereinten Nationen. In ihrem ureigenen Entwicklungsinteresse 

bedürfen die Gesellschaften der Demokratisierung, Rechtsstaatlichkeit und Einhal-

tung der Menschenrechte.78 

Unter den gegebenen Umständen eines klan-bürokratischen Kapitalismussystems 

ist mit damit zu rechnen, dass auch eine sich demokratisch gerierende «Opposition» 

am Machtmonopol mehr oder weniger festhalten wird.79 

Die daraus abzuleitenden inhaltlichen Orientierungen sind: 

• das Durchsetzen der Menschenrechte80 (Priorität der physischen Unversehrt-

heit des Menschen als elementarste Voraussetzung jeden demokratischen  

Fortschritts); 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
77 «Kultureller Imperialismus» wird hier mit Gellner verstanden als «die Bemühungen einer Kultur, zu 
herrschen oder sich auszubreiten, um eine politische Einheit auszufüllen» (Ernest Gellner, Nationa-
lismus und Moderne, Hamburg, 1995, S. 24). 
78 Der westliche politische Absichtenkanon der «menschlichen Dimension» kann hier nicht ausge-
blendet werden. Zu differenzieren ist allerdings zwischen den damit verfolgten politisch hegemonia-
len Zielen und dem humanistischen Gehalt der universellen Menschenrechte. (So: »the right to life, 
liberty and security of person” (Art .3); «No one shall be subjected to torture or to cruel, inhuman or 
degrading treatment or punishment” (Art. 5); «No one shall be subjected to arbitrary arrest, detention 
or exile” (Art. 9); «Everyone has the right to freedom of thought, conscience and religion,of opinion 
and expression; this right includes freedom to hold opinions without interference and to seek, re-
ceive and impart information and ideas through any media.» (Art. 18 und 19) u. a. ,  The Universal 
Declaration of Human Rights, http://www.un.org/en/documents/udhr/.  
79 Vgl. Seite 13.  
80 Zu berücksichtigen ist, dass die Fundamente nationaler demokratischer Entwicklung historischen 
Charakters sind und sich kulturell und institutionell auf solcherart spezifische «Bausteine» gründen. 
(Beispiel Vergl. S. 24/25). Anders gesagt: Es geht um die Gestaltung eines solchen kooperativen 
Ansatzes in der internationalen Politik, der unter den Bedingungen von Globalisierung «Fortschrei-
bung von Identität» und «Erneuerung ohne kulturelle Selbstaufgabe» (Senghaas, Zivilisierung wider 
Willen, Suhrkamp Verlag, Frankfurt am Main,1998,S. 185) nicht nur ermöglicht, sondern fördert und 
bewusst gestaltet. 



	  

	   34	  

• der nationale demokratische Verfassungsstaat;81 (Vergl. auch FN 78) 

• sowie die nachhaltige Entwicklung. (Überwinden sich ausprägender struktu-

reller Heterogenität.) 

 

Frieden, Sicherheit, Stabilität und Zusammenarbeit in einer eurasischen Dimension. 

Alternative Entwürfe gegen den hegemonistischen Umgang im Westen mit autori-

tären Herrschaftsformen können internationale Verantwortlichkeit nicht ausblenden. 

Das erfordert Überlegungen in drei Richtungen:  

 

• Wie hat ein konsequent demokratisches internationales Verhalten der Staaten 

zueinander auszusehen?82 Es geht um die Akzeptanz der Pluralität innerer 

Herrschaftsprägungen, Wertesysteme, Kulturen und Religionen, ihre Koexis-

tenz und das Abstimmen von für alle Seiten unverzichtbarer Prioritäten.83 

• Können die zentralasiatische Region und ihre Nachbarn in eine Region ge-

meinsamer Sicherheit, friedlicher Koexistenz und Zusammenarbeit zusam-

mengeführt werden? Hier geht es um das Entwickeln politikfähiger Entwürfe 

nach dem Ende des Afghanistankriegs im Sinne eines Verhältnisses friedli-

cher Koexistenz, wirtschaftlicher und humanitärer Zusammenarbeit sowie re-

gionaler kollektiver Sicherheit.84 

• Wie können die inneren Widersprüche in den zentralasiatischen Staaten ab-

gefangen und deren Regelung in evolutionäre Verläufe geleitet werden? Die 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
I.d.Z. sollten, bezogen auf den asiatischen Raum unseres Kontinents, die Ergebnisse der Transforma-
tion Chinas mit in Betracht gezogen werden. Letzteres verfolgt in seiner Wirtschaftspolitik zügig ei-
nen kapitalistischen Entwicklungsweg. Dass diesen eine kommunistische Partei leitet, ist, objektiv 
gesehen, unerheblich, subjektiv aber von beachtlicher Bedeutung. Es demonstriert nämlich, dass das 
Generieren zunächst wirtschaftlicher Dynamik und Entwicklung politisch nicht nach einem Modell zu 
verlaufen braucht, wie es der Westen gern sähe, sondern nach einem chinesischen, zentralasiati-
schen, russischen usw. möglich ist. Zugleich belegt es aber auch, dass diese Modelle dort und dann 
an ihre Grenzen geraten, wo die Bedeutung von Demokratisierung unterschätzt wird.  
81 «Die Anforderungen der Gesellschaft in die Entscheidungsprozesse des politischen Systems ge-
langen lassen, insbesondere der Zugang von Interessengruppen zum politischen Entscheidungspro-
zeß». Senghaas, a.a.O., S. 25. 
82 Vgl. Arne C. Seifert, Fünfzehn Jahre Transformation in Zentralasien und die OSZE, Institut für Frie-
densforschung und Sicherheitspolitik an der Universität Hamburg/IFSH (Hrsg.), OSZE-Jahrbuch 
2007, Nomos Verlagsgesellschaft, Baden-Baden, 2008, S. 179/97.  
83 Hierzu kann u.a. auf die Erfahrungen des KSZE-Prozesses sowie der OSZE zurückgegriffen wer-
den. 
84 Vgl. Arne C. Seifert, Bericht über die Teilnahme an der Konferenz des Moskauer Büros der RLS 
«Das Potential humanitärer Zusammenarbeit zwischen den Ländern Zentralasiens und Afghanistans» 
(Duschanbe 7.12. 2012) sowie am Seminar über die weitere Gestaltung und den Inhalt der Arbeits-
gruppe der RLS Zentralasien/Kaukasus» (Moskau, 10.12.2012). 
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Kernfrage lautet: Können erforderliche Anpassungs- und konfliktpräventive 

Prozesse schrittweise und reformerisch gestaltet werden? 

3. Welche Möglichkeiten ergeben sich für eine Linke?  

In Zentralasien wirkt die Stiftung im Kontext westlicher Nichtregierungsorganisatio-

nen, die zumindest seit den «Blumenrevolutionen» in verschiedenen post-sowjeti-

schen Staaten als organischer Bestandteil und Vollstrecker der westlichen Politik 

(Stichwort «Regime Change») wahrgenommen werden. Ein undifferenziertes «Ein-

klinken» in antiautoritäre «Schlachtfrufe» aus dem Westen würde in eine Richtung 

schlagen, die eine deutsche Linke im Gegensatz zu ihren gesellschaftsemanzipatori-

schen, anti-hegemonistischen und teils auch Anti-Kriegs-Positionen bringen könn-

ten.85 

Daraus folgt, dass eine Linke gegenüber der zentralasiatischen Spezifik ihre unver-

wechselbaren Inhalte und Positionen entwickeln sollte, die sie einerseits als solidari-

schen Förderer gesellschaftlicher Emanzipation ausweist und andererseits von 

Komplementären hegemonialer Außenpolitikunterscheidbar macht.86 Letzteres wäre 

auch im Verhalten gegenüber den Herrschaftsträgern kein Fehler.  

 

 

 

 

 

 

 

 

 

	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  	  
85 Beispielsweise sollten beide der Demokratieformel der Charta von Paris, der Unterwanderung des 
Prinzips der Nichteinmischung in innere Staatsangelegenheiten usw. nicht vorbehaltlos zustimmen 
können, ohne zu definieren, welche Demokratie und politischen Systeme gemeint sind. Letzteres 
wäre im Fall der ZA-Staaten gemeinsam mit alternativen, demokratischen zu erarbeiten.        
86 Hierbei kann durchaus an ausgewogene Sichten in der auch politisch weitgefächerten Landschaft 
deutscher und internationaler Nichtregierungsorganisationen angeknüpft werden.  


